
Israelreise
Der Präsident des Landtags, André 
Kuper, hat vier Tage lang Israel und 
die palästinensischen Gebiete be-
reist. Nach seiner Rückkehr rief er 
zum Kampf gegen Hass und Anti-
semitismus auf. � S. 18

Dienst-PC
Brauchen Lehrerinnen und Lehrer 
Dienstcomputer? Mit dieser Fra-
ge haben sich die Ausschüsse für 
Schule und Weiterbildung sowie 
für Digitalisierung und Innovation 
in einer Anhörung befasst. � S. 7-9

Haushalt 2019
Die Landesregierung hat den Ent-
wurf für den Haushalt 2019 in den 
Landtag eingebracht. Er sieht einen 
Überschuss von 30 Millionen Euro 
vor, der in die Schuldentilgung flie-
ßen soll. � S. 3

Geiseldrama
Der Landtag hat sich 30 Jahre nach 
dem Geiseldrama von Gladbeck 
bei den Angehörigen der drei To-
desopfer entschuldigt. Auch die 
Ausschreitungen von Chemnitz be-
schäftigten die Abgeordneten.�S. 4-5

Glückauf zur letzten Schicht
Eine Ära geht zu Ende
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Neuverschuldung“ erst jetzt – nach 45 Jahren 
– erstmals ein Ende finde. Gerade die Sozial-
demokraten hätten durch die Finanzpolitik in 
ihrer Regierungsverantwortung eine „Erblast“ 
an Schulden hinterlassen; sie beliefen sich ak-
tuell auf rund 170 Milliarden Euro für das Land 
NRW. Unter dieses „finanzpolitische Desaster“ 
werde nun ein Schlussstrich gezogen: Dass die 
Landesregierung den richtigen Weg einge-
schlagen habe, zeige sich u. a. daran, dass im 
Haushalt zusätzlich rund 27.200 Kitaplätze und 
1.500 Stellen für Personal im offenen Ganztag 
an Grundschulen finanziert würden.

„Selbstbedienungsmentalität“
Die Grünen-Fraktionsvorsitzende Monika Düker 
kritisierte, die Landesregierung müsse deutlich 
mehr in die Energiewende, den Ausstieg aus der 
Braunkohle sowie in Bildung und Integration 
investieren. Angesichts der milliardenschweren 
Mehreinnahmen, die für 2019 zu erwarten seien, 
wirke der im Haushalt vorgesehene Überschuss 
von 30 Millionen Euro „lächerlich“ und wie „ein 
blanker Hohn“. Der Landesrechnungshof habe 
zuletzt deutlich mehr Einsparungen angemahnt. 
Allein in der Ministerialbürokratie, sagte Düker, 
seien 452 Stellen neu geschaffen worden, seitdem 
die aktuelle Landesregierung angetreten sei – der 
Ausdruck einer „Selbstbedienungsmentalität“.

Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christof 
Rasche bemerkte, die Menschen in Nordrhein-
Westfalen wünschten sich gute Bildungschan-
cen, zukunftsfähige Arbeitsplätze, Wohlstand 
für ihre Familien, Sicherheit sowie ein „öko-
nomisch und ökologisch intaktes Land“. Der 
geplante Haushalt bilde genau diese Schwer-
punkte ab. Die Landesregierung habe zudem 

Grundlage der Plenardebatte waren das von 
der Landesregierung eingebrachte „Gesetz über 
die Gestaltung des Haushaltsplans des Landes 
Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 
2019“ (17/3300) sowie die „Finanzplanung 
2018 bis 2022“ (17/3301). 

Bei der Einbringung des Haushalts sagte 
Finanzminister Lutz Lienenkämper (CDU), Nord-
rhein-Westfalen sei aufgrund des geplanten 
Überschusses von 30 Millionen Euro auf dem 
Weg vom Schulden- zum Aufsteigerland. Nach 
45 Jahren Schuldenpolitik habe die Landesre-
gierung die „Haushaltswende“ eingeleitet. „Wir 
haben das Lenkrad gedreht, wir haben die Hebel 
richtig angelegt und wir haben die Kurve bekom-
men“, sagte Lienenkämper. Leitend sei der im 
Koalitionsvertrag formulierte finanzpolitische 
Dreiklang „Konsolidieren, Modernisieren und 
Investieren“. Nun gehe es „aufwärts in Nord-
rhein-Westfalen“. Der Haushalt sei Ausdruck 
einer „Verantwortungskultur im besten Sinne“.

Der SPD-Fraktionsvorsitzende Thomas  
Kutschaty kritisierte, der Haushalt bleibe weit 
hinter den Möglichkeiten zurück. 2019 stün-
den vermutlich rund 1,8 Milliarden Euro mehr 
Steuereinnahmen zur Verfügung als im Vor-
jahr. Es sei deutlich zu wenig, nur 30 Millionen 
Euro an Schulden zu tilgen. Einem Bundesland 
wie Berlin gelinge es aktuell, 30 Mal mehr ein-
zusparen. Kutschaty betonte zudem, dass es der 
rot-grünen Vorgängerregierung in Nordrhein-
Westfalen bereits 2016 gelungen sei, einen 
Überschuss im Haushalt  zu erzielen: von 217 
Millionen Euro. Und das, obwohl damals rund 
sechs Milliarden Euro weniger an Einnahmen 
bereitgestanden hätten als für 2019.

Der CDU-Fraktionsvorsitzende Bodo Löttgen 
wies darauf hin, dass der „stetige Anstieg der 

einen „glasklaren sozialen Kompass“ und in der 
Bildungs- und Familienpolitik sei sie „weit, weit 
besser aufgestellt, als es die Vorgängerregierung 
jemals war“. Zuletzt habe sie dafür gesorgt, dass 
70 Prozent der Kosten für die schulische Aus-
bildung in Gesundheitsberufen vom Land in 
Zukunft übernommen würden.

Der AfD-Fraktionsvorsitzende Markus Wagner 
bemängelte, dass Einsparungen bereits im 
Haushalt 2018 unzureichend gewesen seien. 
Mit Blick auf den Gesamtetat hätten sie ledig-
lich 0,18 Prozent betragen. „Herr Finanzminis-
ter, wenn das Ihr großer haushaltspolitischer 
Wurf ist, dann ist das lachhaft“, sagte Wagner. 
Die Landesregierung habe Ratschläge des Lan-
desrechnungshofes ignoriert – für Wagner 
„eine Masche“ und Ausdruck „der Arroganz 
der Macht“. In „trauter Altparteieneintracht“ 
hätten NRW-Landesregierungen über Jahr-
zehnte hinweg einen Schuldenberg in Milliar-
denhöhe angehäuft, den „unsere Kinder, Enkel 
und Urenkel“ abtragen müssten.

Das Haushaltsgesetz 2019 wurde zur weite-
ren Beratung an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss (federführend) überwiesen. � tob

Haushaltsentwurf 2019
Der Etat hat ein Gesamtvolumen von rund 77,1 Milliarden 
Euro. Vorgesehen sind laut Angaben der Landesregierung im 
Haushalt zusätzlich 127 Millionen Euro für Digitalisierungs-
projekte, 335 Millionen Euro für Personal- und Sachmittel an 
NRW-Hochschulen und 151 Millionen Euro für die Ausrüstung 
und für mehr Personal (600 Stellen) bei der Polizei. Uniklini-
ken sollen 87 Millionen Euro mehr für Sanierung, Modernisie-
rung und Digitalisierung erhalten, Krankenhäuser zusätzlich 
101,5 Millionen. Für den Straßenbau will die Landesregie-
rung 29 Millionen Euro mehr bereitstellen. 82 Millionen Euro 
stünden für Elektromobilität sowie Energieeffizienz und 
Energieforschung zur Verfügung; davon 20 Millionen Euro für 
den Ausbau der Ladeinfrastruktur. Zudem sollen 3.700 Lehre-
rinnen und Lehrer zusätzlich eingestellt werden, davon 1.000 
Lehrkräfte für Inklusion und Talentschulen.

Streit um Höhe des Schuldenabbaus
Abgeordnete debattieren über geplanten Haushalt 2019
19. September 2018 – Der Landtag hat in erster Lesung über den Haushalt für das kommende 
Jahr beraten. Nach Angaben der Landesregierung sehen die Planungen erstmals seit 1973 einen 
Überschuss in Höhe von 30 Millionen Euro vor. Die Opposition kritisierte, dass mehr Schulden 
abgebaut werden müssten.
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AUS DEM PLENUM
Gladbecker Geiseldrama
19.9.2018 – Der Landtag hat der Opfer des Glad-
becker Geiseldramas vor 30 Jahren gedacht und 
die Verantwortung Nordrhein-Westfalens für 
die damals gemachten Fehler anerkannt. Eine 
entsprechende Resolution (17/3582) der Frakti-
onen von CDU, SPD, FDP und Grünen wurde 
einstimmig verabschiedet. Die Täter hatten im 
August 1988 nach einem Banküberfall in Glad-
beck mehrfach Geiseln genommen und waren 
mit ihnen durch Nordrhein-Westfalen, Nieder-
sachsen, Bremen und die Niederlande geflüchtet. 
Drei Menschen kamen ums Leben. Das Verbre-
chen stehe „wie kein anderes für mediale Grenz-
überschreitung und Versagen bei Polizei und Be-
hörden“, heißt es in der Resolution. Und: „Dass 
es so weit kommen konnte, lag auch und vor al-
lem an Fehlern der verantwortlichen Einsatzlei-
tung in Nordrhein-Westfalen.“ Weder die trau-
matisierten Geiseln noch ihre Angehörigen und 
die Hinterbliebenen seien in der Folgezeit durch 
das Land NRW ausreichend betreut worden. Es 
sei an der Zeit, „sich zu dieser Verantwortung zu 
bekennen und im Namen des Landes die Ange-
hörigen der Todesopfer und die weiteren Betrof-
fenen um Entschuldigung zu bitten“.

Sicherer Schulweg
19.9.2018 – Die Sicherheit insbesondere von 
jüngeren Schulkindern auf ihrem morgendli-
chen Weg zum Unterricht steht im Mittelpunkt 
eines Antrags der Fraktionen von CDU und 
FDP („Für einen sicheren Schulweg – Schüler-
lotsen und die Verkehrserziehung unterstützen“, 
17/3527). Darin heißt es, dass 43 Prozent der 
Grundschulkinder zu Fuß zur Schule gingen, 
zehn Prozent machten sich mit dem Fahrrad 
auf den Weg. An vielen Grundschulen des Lan-
des stellten Schülerlotsinnen und -lotsen sicher, 
dass die Kinder gefahrlos Straßen überqueren 
könnten. Sie vermittelten zudem ein korrektes 
Verhalten im Straßenverkehr. Um diese rund 
4.500 Ehrenamtler zu unterstützen, fordern die 
beiden Fraktionen die Landesregierung auf, 
u. a. zu prüfen, ob die Ehrenamtskarte NRW 
auch von Verkehrshelferinnen und -helfern be-

antragt werden kann. Zudem soll die Verkehrs-
erziehung bereits in Kitas gefördert werden. 
Der Antrag wurde einstimmig verabschiedet.

Freier Eintritt in Museen
19.9.2018 – Wer ein Museum besucht, das sich 
ganz oder mehrheitlich in der Trägerschaft des 
Landes befindet, soll künftig keinen Eintritt 
mehr bezahlen müssen. Dies fordert die SPD-
Fraktion in ihrem Antrag „Freie Eintritte in 
NRW-Museen“ (17/3593). Viele Ausstellungs-
stücke seien mit öffentlichem Geld angekauft 
worden; die Bürgerinnen und Bürger hätten 
daher „durch ihre Steuerleistungen bereits ei-
nen Beitrag zum Erhalt des kulturellen Erbes 
erbracht“. Der freie Eintritt solle für Besuche-
rinnen und Besucher „aller Dauerausstellungen 
und Präsentationen der Sammlungen der Ein-
richtungen“ gelten. Für Kinder und Jugendliche 
bis 21 Jahre solle bei sämtlichen Ausstellungen 
auf Eintritt verzichtet werden. Der Antrag wur-
de zur weiteren Beratung an den Ausschuss für 
Kultur und Medien überweisen. 

Altenpflege
19.9.2018 – Die finanzielle Beteiligung des Lan-
des an den Kosten der Altenpflegeausbildung 
soll steigen. Der Landtag beriet dazu in erster 
Lesung den Entwurf für das „Zweite Gesetz 
zur Änderung des Landesaltenpflegegesetzes“, 
(17/3557). Demnach unterstützt das Land die 
Träger der Ausbildung in der Altenpflege durch 
eine finanzielle Beteiligung an den Schulkosten. 
Aktuell betrage die Schulkostenpauschale bei 
dreijähriger Ausbildung in Vollzeit monatlich 
280 Euro pro Schülerin oder Schüler. Dieser 
Betrag sei seit Jahren unverändert und werde 
als nicht mehr auskömmlich diskutiert. Mit 
dem Gesetz soll die Pauschale daher um 100 
auf dann 380 Euro monatlich angehoben wer-
den, und zwar ab dem 1. Januar 2019. Derzeit 
fallen laut Landesregierung für rund 18.750 
Plätze in der schulischen Altenpflegeausbildung 
63 Millionen Euro jährlich an Kosten an. Durch 
eine Anhebung entstehe ein Mehrbedarf von  
22,5 Millionen Euro im Jahr. Der Gesetzent-

wurf wurde zur weiteren Beratung an den 
Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
überwiesen. 

Landesjagdgesetz
19.9.2018 – Die Landesregierung hat eine No-
vellierung des Landesjagdgesetzes auf den par-
lamentarischen Weg gebracht. Der Entwurf des 
„Dritten Gesetzes zur Änderung des Landesjagd-
gesetzes und zur Änderung anderer Vorschrif-
ten“ (17/3569) solle, so die Landesregierung, das 
Jagdrecht „nachhaltig und modern“ weiterent-
wickeln und es „bürokratieärmer“ gestalten. Der 
Entwurf wurde zur weiteren Beratung an den 
Ausschuss für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- 
und Verbraucherschutz überwiesen. 

Afrikanische Schweinepest
20.9.2018 – Der Landtag hat in einer Aktuellen 
Stunde auf Antrag der Fraktionen von CDU und 
FDP („Ausbreitung der Afrikanischen Schwei-
nepest verhindern! Wachsamkeit der Bevöl-
kerung stärken und Schwarzwild weiter stark 
bejagen“, 17/3681) über die sich ausbreitende 
Afrikanische Schweinepest (ASP) beraten. An-
lass war der Fund von an der Schweinepest ver-
endeten Wildschweine in Belgien. Dr. Ralf Nolten 
(CDU) rief die Bevölkerung zur Wachsamkeit 
und zu umsichtigem Handeln auf. Ein sorgloser 
Umgang mit den Gefahren der Afrikanischen 
Schweinepest bringe Zehntausenden Schwei-
nen den sicheren Tod und löse bei den betrof-
fenen Bauernfamilien ein „unendliches Leid“ 
aus. Markus Diekhoff (FDP) warnte, ein Ausbruch 
der Seuche in Nordrhein-Westfalen werde ein 
„katastrophales“ Ausmaß haben. Daher richte 
sich der Appell an alle, wachsam zu sein. Annette  
Watermann-Krass (SPD) forderte, notwendig sei ein 
einheitliches Vorgehen auf Bundes- und Europa-
ebene. „Ich appelliere an die Landesregierung: 
Bereiten Sie sich und die Bevölkerung auf den 
Ernstfall vor.“ Durch die Funde von Wildschwein-
kadavern in Belgien nähere sich die Afrikanische 
Schweinepest bedrohlich dem Land NRW, sagte 
Norwich Rüße (Grüne). „Wir werden einen Impf-
stoff brauchen, um das Problem zu lösen.“ 
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Fraktion (17/3695) wurde mit den Stimmen der 
anderen vier Fraktionen abgelehnt

Gegen Antisemitismus 
20.9.2018 – „In Nordrhein-Westfalen ist kein 
Platz für die antisemitische BDS-Bewegung“ 
– so lautet der Titel eines fraktionsübergrei-
fenden Antrags (17/3577), der Fraktionen von 
CDU, SPD, FDP und Grünen, den der Landtag 
einstimmig verabschiedet hat. In dem Antrag 
heißt es, dass die BDS-Bewegung („Boycott, 
Divestment and Sanctions“) seit mehr als 13 
Jahren „zur Isolation und zum wirtschaftlichen, 
kulturellen und politischen Boykott des Staa-
tes Israel“ aufrufe. Die Bewegung sei in ihren 
Methoden und Zielen nicht nur anti-israelisch, 
sondern auch klar antisemitisch. Die Fraktio-
nen verurteilen die BDS-Kampagnen. Sie rufen 
Städte, Gemeinden, Landkreise und alle öffent-
lichen Akteure dazu auf, dem Beispiel von Lan-
deseinrichtungen zu folgen und keine Räume 
zur Verfügung zu stellen und keine Veranstal-
tungen zu unterstützen. 

Milchpreise
20.9.2018 – Die Fraktion der Grünen fordert 
in einem Antrag (17/2548) neue Instrumente, 
um „Milchkrisen“ wirksam zu begegnen. „Seit 
Jahren gefährden lang anhaltende und wieder-
kehrende Preiskrisen mit zum Teil ruinösen 
Milchpreisen die landwirtschaftlichen Milch-
viehbetriebe in zunehmendem Maße“, so die 
Fraktion. Dies gelte auch für Nordrhein-West-
falen. Der Markt sei „sehr fragil“. Regelmäßig 
komme es EU-weit zu Milchüberschussmengen; 
eine „nachhaltige Preisstabilität“ sei bislang 
nicht erreicht worden. Erforderlich sei ein „dau-
erhaftes Kriseninstrument zur Verringerung 
der Milchanlieferung, welches in Krisenzeiten 
das Milchangebot in der EU der tatsächlichen 
Nachfrage anpasst“. Die Landesregierung solle 
sich gegenüber der Bundesregierung u. a. dafür 
einsetzen, „dass auf EU-Ebene ein effizientes 
Frühwarnsystem in der Marktbeobachtungs-
stelle der EU-Kommission geschaffen wird“. 
Der Antrag wurde mit Mehrheit abgelehnt. 

Ein möglicher Ausbruch der Schweinepest sei 
„ein riesiges Problem für den Nutztierbestand“ 
in Nordrhein-Westfalen, sagte Sven Tritschler 
(AfD). Die Maßnahmen zur Seuchenbekämp-
fung der Landesregierung seien allerdings 
„ärmlich“ und dienten nur der „Selbstbeweih-
räucherung“. Landwirtschaftsministerin Ursula 
Heinen-Esser (CDU) sagte, es bestehe die Ge-
fahr, dass sich die Seuche über die Nordeifel in 
Nordrhein-Westfalen ausbreite. Unter Beteili-
gung von Experten habe die Landesregierung 
eine „Sonderarbeitsgruppe ASP“ gegründet. 
Kommunen, Bund und Länder hätten zudem 
weitere Maßnahmen zur Seuchenbekämpfung 
eingeleitet. 

Die Afrikanische Schweinepest ist eine 
durch einen Virus hervorgerufene Erkrankung 
bei Haus- und Wildschweinen, die nach Anga-
ben des Ministeriums für Umwelt, Landwirt-
schaft, Natur‑ und Verbraucherschutz bei den 
Tieren zumeist tödlich verläuft. Für Menschen 
stellt sie dagegen keine Gefahr dar. 

Nach Chemnitz
20.9.2018 – Nach den Ereignissen von Chem-
nitz hat der Landtag einen fraktionsübergreifen-
den Antrag mit dem Titel „Demokratie braucht 
Demokratinnen und Demokraten! Wehrhafte 
Demokratie mit Leben füllen“, 17/3581) ver-
abschiedet. In dem Antrag der Fraktionen von 
CDU, SPD, FDP und Grünen heißt es u. a., dass 
die Trauer und Empörung Chemnitzer Bürge-
rinnen und Bürger über den gewaltsamen Tod 
eines Mannes geteilt werde. Die Fraktionen be-
tonen zugleich: „Aber Trauer drückt sich nicht 
in Gewalt aus. Empörung ist keine Rechtferti-
gung für Rassismus. Das Demonstrationsrecht 
erlaubt nicht die Verletzung des Rechtsstaates 
oder einen Angriff auf Menschenrechte.“ Der 
Landtag distanziere sich von allen, die zu Ge-
walt aufriefen, diese tolerierten oder unterstütz-
ten. „In unserem Land ist kein Platz für rechten, 
linken oder religiösen Extremismus, Antisemi-
tismus, Rassismus, Fanatismus, Homophobie, 
Diskriminierung oder Intoleranz.“ Der Antrag 
wurde bei Ablehnung der AfD-Fraktion ange-
nommen. Ein Entschließungsantrag der AfD-

Kita- und Ganztagsgebühren
20.9.2018 – Der Landtag hat sich mit den El-
ternbeiträgen in Kindertagesstätten und Offe-
nen Ganztagsschulen (OGS) befasst. Anlass war 
eine Große Anfrage der SPD-Fraktion („Kita- 
und OGS-Gebühren sowie weitere finanzielle 
Belastungen der Familien in NRW“, 17/2017). 
Eltern würden in Nordrhein-Westfalen durch 
die Betreuungskosten „finanziell stark belastet“. 
Nach Abschaffung der landesweit einheitli-
chen Kita-Gebühren sei eine „fatale Entwick-
lung“ eingetreten: „Heute sind Kita-Gebühren 
mehr vom Wohnort als vom Einkommen der 
Eltern abhängig.“ Die Fraktion hatte u. a. nach 
der Situation in den einzelnen Jugendamtsbe-
zirken gefragt. Man habe daraufhin eine on-
linegestützte Befragung der 186 Jugend- sowie 
396 Schulverwaltungsämter gestartet, teilte die 
Landesregierung in ihrer 380-seitigen Ant-
wort (17/3201) auf die Große Anfrage mit.  
175 Jugendämter hätten sich beteiligt, ebenso 
321 Städte und Gemeinden für den OGS-Be-
reich. Wissenschaftlich begleitet wurde die Be-
fragung von der Universität Dortmund. 

Fragen und Antworten
20.9.2018 – „Nicht beantwortete Kleine Anfra-
gen“ standen im Mittelpunkt einer Großen An-
frage (17/2791) der AfD-Fraktion. Man habe 
innerhalb eines Jahres 281 Kleine Anfragen an 
die Landesregierung gestellt, davon seien mehr 
als ein Drittel von den zuständigen Ministeri-
en „unvollständig beantwortet“ worden. Auf 
219 Einzelfragen habe man „überhaupt keine 
Antwort“ erhalten. Die Fraktion gebe der Lan-
desregierung daher nun die Gelegenheit, diese 
Fragen zu beantworten. „Die Fraktion der AfD 
verkennt mit der Großen Anfrage, insbesonde-
re mit der Formulierung des Betreffs, die verfas-
sungsrechtlichen Rahmenbedingungen, die für 
die Pflicht der Landesregierung zur Beantwor-
tung parlamentarischer Anfragen gelten“, so die 
Landesregierung in ihrer Antwort (17/3563) 
auf die Große Anfrage. Alle Anfragen seien im 
verfassungsrechtlichen Sinne vollständig beant-
wortet worden.
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Laufende Gesetzgebung
Reihenfolge: Name des Gesetzes | Drucksachennummer | Antragsteller | ggf. federführender Ausschuss | Beratungsstand

Ausführungsgesetz zu § 47 Abs. 1 b AsylG | 17/2993 | 
Landesregierung  | Integrationsausschuss  | in 
Beratung

Gesetz zur Sicherstellung der hausärztlichen Versor-
gung in Bereichen besonderen öffentlichen Bedarfs 
des Landes Nordrhein-Westfalen (Landarztgesetz 
Nordrhein-Westfalen – LAG NRW)  | 17/3037  | Lan-
desregierung  | Ausschuss für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales | in Beratung

Gesetz zur Änderung des Teilhabe- und Integrations-
gesetzes  | 17/2659  | Landesregierung  | Integra-
tionsausschuss | in Beratung

Gesetz zur Verbesserung der Transparenz und Staats-
ferne der Landesanstalt für Medien (LfM) Nordrhein-
Westfalen und des Westdeutschen Rundfunks Köln 
(WDR)  | 17/2759  | AfD  | Ausschuss für Kultur 
und Medien | in Beratung

Gesetz zur Anpassung des Polizeigesetzes Nordrhein-
Westfalen und des Gesetzes über den Aufbau und Be-
fugnisse der Ordnungsbehörden | 17/2576 | Landes-
regierung | Innenausschuss | in Beratung

Gesetz zur Aufhebung des Gesetzes über das  
Verbandsklagerecht und Mitwirkungsrechte für  
Tierschutzvereine Nordrhein-Westfalen – Rück-
kehr zur deutschen Verwaltungsgerichtsbarkeit  | 
17/2394 | AfD | Ausschuss für Umwelt, Land-
wirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz | in 
Beratung 

Gesetz zur Stärkung der Sicherheit in Nordrhein-West-
falen – Sechstes Gesetz zur Änderung des Polizeige-
setzes des Landes Nordrhein-Westfalen  | 17/2351  | 
Landesregierung | Innenausschuss | in Beratung

Gesetz zur Umsetzung des bereichsspezifischen Da-
tenschutzes im Bereich der Justiz (Justizdatenschutz-
Anpassungsgesetz)  | 17/2350 | Landesregierung | 
Rechtsausschuss | in Beratung

Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung des 
Transplantationsgesetzes (AG-TPG) vom 9.  November 
1999 in der Fassung vom 13. Februar 2016 | 17/2121 | 
CDU und FDP | Ausschuss für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales | in Beratung

Gesetz zur Änderung der Verfassung für das Land 
Nordrhein-Westfalen und wahlrechtlicher Vorschriften 
(Kommunalvertretungsdemokratisierungsgesetz)  | 
17/1447 | AfD | Hauptausschuss | in Beratung

Drittes Gesetz zur Änderung des Landesjagdgesetzes und 
zur Änderung anderer Vorschriften  | 17/3569  | Lan-
desregierung | 1. Lesung am 19. September 2018 | 
Überweisung an den Ausschuss für Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz

Zweites Gesetz zur Weiterentwicklung des Neuen Kom-
munalen Finanzmanagements für Gemeinden und 
Gemeindeverbände im Land Nordrhein-Westfalen und 
weiterer kommunalrechtlicher Vorschriften (2. NKF-Wei-
terentwicklungsgesetz – 2. NKFWG NRW)  | 17/3570  | 
Landesregierung  | 1. Lesung am 19. September 
2018 | Überweisung an den Ausschuss für Hei-
mat, Kommunales, Bauen und Wohnen

Viertes Gesetz zur Änderung des Justizgesetzes Nord-
rhein-Westfalen – Erweiterung der untergesetzlichen 
Normenkontrolle nach § 47 der Verwaltungsgerichts-
ordnung  | 17/3580 | CDU und FDP | 1. Lesung 
am 19. September 2018 | Überweisung an den 
Rechtsausschuss

Gesetz zur Änderung des Abschiebungshaftvollzugs-
gesetzes Nordrhein-Westfalen  | 17/3558  | Lan-
desregierung  | 1.  Lesung am 20.  September 
2018  | Überweisung an den Integrationsaus-
schuss

Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befristung in  
§ 15a Absatz 5 Satz 1 des Polizeigesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen  | 17/3064  | CDU und FDP  | 
2. und 3. Lesung am 13. Juli 2018 | angenommen

Gleicher Lohn für Gleiche Arbeit – Anpassung der 
Lehrerbesoldung an ihre Ausbildung (Lehrerbesol-
dungsgleichstellungsgesetz)  | 17/1817  | SPD  | 
2. Lesung am 13. Juli 2018 | abgelehnt

Gesetz zur Aufhebung des Gesetzes zur Stärkung des 
Kreistags und zur Änderung kommunalrechtlicher, 
haushaltsrechtlicher und steuerrechtlicher Vorschrif-
ten | 17/2994 | Landesregierung | Ausschuss für 
Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen  | 
Anhörung am 5. Oktober 

Gesetz zur Änderung der Verfassung für das Land 
Nordrhein-Westfalen | 17/3005 | SPD und Grüne | 
1. Lesung am 11.  Juli 2018  | Hauptausschuss  | 
in Beratung

Drittes Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Förde-
rung und Nutzung von Wohnraum für das Land Nord-
rhein-Westfalen  | 17/2992  | Landesregierung  | 
Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen 
und Wohnen | in BeratungFoto: Schälte
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Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des 
Landes Nordrhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 
2019 (Haushaltsgesetz 2019)  | 17/3300  | Landes-
regierung sowie Finanzplanung 2018 bis 2022 | 
17/3301  | 1.  Lesung am 19.  September 2018  | 
Überweisung an den Haushalts- und Finanz-
ausschuss

Gesetz zur Änderung haushaltswirksamer Landes-
gesetze (Haushaltsbegleitgesetz 2019)  | 17/3303  | 
Landesregierung | 1. Lesung am 19. September 
2018 | Überweisung an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss

Gesetz zur Regelung der Zuweisungen des Landes 
Nordrhein-Westfalen an die Gemeinden und Gemein-
deverbände im Haushaltsjahr 2019 (Gemeindefinan-
zierungsgesetz – GFG 2019)  | 17/3302  | Landesre-
gierung  | 1.  Lesung am 19.  September 2018  | 
Überweisung an den Haushalts- und Finanz-
ausschuss

Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Haus-
haltsplan des Landes Nordrhein-Westfa-

len für das Haushaltsjahr 2018 
(Nachtragshaushaltsge-

setz 2018)  | 17/3400  | 
Landesregierung  | 

1.  Lesung am 
19.  September 
2018  | Überwei-

sung an den Haushalts- 
und Finanzausschuss

Ergänzung des Ge-
setzes über die 

Einsetzung und 
das Verfahren 
von Untersu-
chungsausschüs-

sen des Landtags 
N o r d r h e i n - We s t -

falen  | 17/3587  | 
AfD  | 1.  Lesung 
am 19.  Septem-
ber 2018  | Über-
weisung an den 
Rechtsausschuss

Zweites Gesetz zur Än-
derung des Landesalten-

pflegegesetzes  | 17/3557  | 
Landesregierung | 1. Lesung am 

19.  September 2018  | Überweisung an den 
Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales
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Im Mittelpunkt stand ein Antrag der SPD-
Fraktion: „Landesregierung muss kurzfristig 
ein Konzept zur digitalen Ausstattung von Leh-
rerinnen und Lehrern vorlegen“ (17/2560). Seit 
Januar 2018 liege eine Dienstanweisung des Mi-
nisteriums für Schule und Bildung für die au-
tomatisierte Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten in der Schule vor, heißt es in dem 
Antrag: „Diese sichert die Position des Landes in 
Bezug auf die EU-Datenschutz-Grundverord-
nung und schiebt damit die Verantwortung an 
die Schulen, in diesem Fall an die Schulleitun-
gen.“ Es könne aber „auf Dauer nicht angehen“, 
dass Lehrkräfte auf private Rechner angewiesen 
seien, um Schülerdaten zu verarbeiten, und da-
für eine Richtlinie unterzeichnen müssten. Die 
nötige IT-Ausstattung müsse Lehrerinnen und 
Lehrern zur Verfügung gestellt werden. Erfor-
derlich sei zudem eine Plattform, „damit sie die 
sensiblen Schülerinnen- und Schülerdaten auch 
sicher weiterverarbeiten können“.

Die kommunalen Spitzenverbände boten 
ihre Unterstützung bei der Erarbeitung eines 

Konzepts an, wiesen aber darauf hin: Für die 
informationstechnische Ausstattung von Lehre-
rinnen und Lehrern seien die Schulträger nach 
derzeitiger Rechtslage nicht zuständig. Viele 
Schulen hätten feste Bildschirmarbeitsplätze 
fürs Lehrpersonal eingerichtet: „In der Regel 
ist ein solcher Arbeitsplatz für mehrere Lehr-
kräfte ausreichend.“ Bei der Nutzung privater 
Endgeräte sei bereits in der Vergangenheit eine 
Genehmigung der Schulleitung erforderlich 
gewesen. Es sei lediglich ein Formular hinzu-
gekommen: „Die darin enthaltenen Vorgaben 
erscheinen aus Sicht der kommunalen Spitzen-
verbände nicht unzumutbar.“

Der Verband „lehrer nrw“ ist anderer An-
sicht. Es sei „dringend notwendig, den Lehr-
kräften für ihre Arbeit Computer, Tablets oder 
andere Endgeräte zur Verfügung zu stellen, die 
ausschließlich dienstlich genutzt werden“, und 
ein „Gebot der Selbstverständlichkeit, dass sich 
die Schulträger an den Kosten für die digitale 
Ausstattung beteiligen“. Ähnlich äußerte sich 
die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 

(GEW): Dass Lehrkräfte „auf ihre privaten 
Endgeräte zurückgreifen und darüber hinaus 
Genehmigungen unterzeichnen müssen, um 
ihren Beruf überhaupt ausüben zu können“, sei 
nicht hinnehmbar. 

Der Verband Bildung und Erziehung (VBE) 
hielt die im Antrag genannten Forderungen für 
„längst überfällig“. Landesregierungen könn-
ten spätestens seit Einführung der EU-Daten-
schutz-Grundverordnung nicht voraussetzen, 
dass Lehrerinnen und Lehrer ihre privaten 
Geräte für dienstliche Zwecke einsetzten. Auch 
die geforderten Schutzvorkehrungen seien 
aufgrund unterschiedlicher IT-Kenntnisse 
„nicht generell einforderbar“. Fazit des VBE: 
Die Bereitstellung dienstlicher Endgeräte sei 
„zwingend erforderlich, damit Lehrkräfte ih-
ren dienstlichen Verpflichtungen nachkommen 
können“. 

„Ein Gerät für beide Aufgaben“
Lehrerinnen und Lehrer bräuchten digitale 
Technik im Unterricht und zur Verarbeitung 
personenbezogener Daten, so die „Montag 
Stiftung Jugend und Gesellschaft“ in ihrer 
Stellungnahme. Die Ausstattung, die dafür zur 
Verfügung gestellt werde, sei nicht ausreichend: 
„Eine zukünftige Ausstattungskonzeption muss 
es Lehrkräften erlauben, mit einem einzigen 
Gerät beide Aufgaben zu erledigen.“ Eine Aus-
stattung mit Dienstgeräten sei „grundsätzlich 
zu befürworten“. Erforderlich seien zudem IT-
Fachkräfte in den Schulen. 

Detlef Schubert, Referent für Medienbil-
dung der Bezirksregierung Detmold, berichte-
te über das Projekt „Lernstatt 2020“ der Stadt 
Paderborn. Jedem Lehrer der teilnehmenden 
Schulen stehe für die pädagogische Arbeit ein 
personifiziertes Tablet zur Verfügung. Zur Ver-
arbeitung personenbezogener Daten müssten 
sie jedoch Arbeitsplätze in der Verwaltung 
nutzen. „Pädagogische und verwaltungstech-
nische Aufgaben sollten nur mit einem Ge-
rät erledigt werden“, so Schubert. Er emp-
fahl die Einrichtung von Arbeitskreisen, 
„in denen Vertreter der Schulverwaltung, 
Techniker, Pädagogen und der Daten-
schutzbeauftragte gemeinsam an einem 
Tisch sitzen“. 

Es reiche nicht, Dienstgeräte zur 
Verfügung zu stellen, befand Dr. An
dreas Engel (Stadt Köln, Amt für 
Informationsverarbeitung). Erfor-
derlich sei zudem ein „integriertes 
Betriebs- und Supportmodell“. � zab

Mehr zum Thema lesen Sie auf den Seiten 8 und 9.

Lehrer, Rechner, Schülerdaten
Sachverständige zur digitalen Ausstattung von Pädagogen
5. September 2018 – Brauchen Lehrerinnen und Lehrer Dienstcomputer? Mit dieser Frage ha-
ben sich die Ausschüsse für Schule und Weiterbildung sowie für Digitalisierung und Innovation 
befasst. In einer gemeinsamen Anhörung der beiden Fachausschüsse äußerten sich Sachverstän-
dige zum Thema.

S C H W E R P U N K T

Foto: Schälte

Seite 7 

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD17-2560.pdf
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S C H W E R P U N K T

Standpunkte
 

Beiträge in alleiniger Verantwortung der Fraktionen

… ist eine wichtige Komponente für guten Un-
terricht. Bereits heute gibt es an vielen Schulen 
innovative Konzepte, den digitalen Wandel  
positiv zu nutzen. Kreative und gut funktio-
nierende Ansätze, die für eine technische Un-
terstützung auf regionaler Ebene entwickelt 
worden sind, dienen dabei als „best practice“-
Vorbilder.
 
 

…, ist eine Entwicklung der letzten Jahre, die 
im Zusammenhang mit der fortschreitenden 
Digitalisierung kritisch gesehen werden muss. 
Nicht selten fehlen an Schulen ausreichend  
PC-Arbeitsplätze. Die NRW-Koalition hat es 
sich vorgenommen, eine praktikable Lösung zu 
erarbeiten, die eine bisherige schwammige For-
mulierung im Schulgesetz ablöst.
 
 

… müssen wir mit ihren Auswirkungen auf die 
Arbeit in den Schulen im Auge behalten. Der 
dort bereits hohe Datenschutzstandard muss 
erhalten bleiben. Zusätzliche Bürokratie durch 
neue Anforderungen wollen wir jedoch vermei-
den.
 
 

… und vor allem die Klärung der Frage, ob die-
se von Schulträgerseite oder durch den Dienst-
herrn, also das Land, zu tragen sind, wurde von 
der Vorgängerregierung sträflich vernachläs-
sigt. Gemeinsam mit den kommunalen Schul-
trägern ist es unser Ziel, moderne Arbeitsbe-
dingungen für Schulleitungen und Lehrkräfte 
zu schaffen.

Frank Rock 
(CDU)

Standpunkte
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Meinungen zum Thema „Digitale Ausstattung von Lehrkräften“

Beiträge in alleiniger Verantwortung der Fraktionen

Die digitale Ausstattung an Schulen …
 

Dass Lehrerinnen und Lehrer private Geräte 
dienstlich nutzen …

Die Kosten der digitalen Ausstattung  
für Lehrkräfte … 

Die Vorgaben der EU-Datenschutz- 
Grundverordnung …

Jochen Ott
(SPD)

… lässt in Deutschland zu wünschen übrig! Vie-
le Schulen verfügen weder über schnelle Inter-
netverbindungen noch über die technische Aus-
stattung. Dies widerspricht unserem Anspruch, 
unseren Schülerinnen und Schülern Zugang zu 
einer Schlüsselkompetenz dieser Zeit zu ermög-
lichen. Die Medienkompetenz entscheidet auch 
im internationalen Vergleich über die Zukunfts-
chancen unserer Schülerinnen und Schüler. Ein 
Verzicht auf digitale Medien im Schulunterricht 
entspricht nicht den Anforderungen zeitgemä-
ßen Lehrens und Lernens. 

… müssen, ist nicht in Ordnung! Der Arbeit-
geber hat die Pflicht, Lehrkräfte mit dienstli-
chen Endgeräten auszustatten, allerdings nicht 
nur, um auf ihnen personenbezogene Daten zu 
verwalten. Nur auf solch einer Grundlage kann 
ein funktionaler Einsatz eines digitalen Lern-
angebots in Form von digitalen Schulbüchern, 
Lern-Spielen oder Recherchemöglichkeiten 
lernwirksam genutzt werden. 

 

… und die von der Landesregierung daraufhin 
erstellte Verordnung haben in vielen Kollegi-
en für massive Verärgerung gesorgt. Wer das 
„Licht anmacht“, muss auch bereit sein, die 
dann sichtbaren Probleme anzugehen. Eine si-
chere Nutzung von personenbezogenen Daten 
ist zwingend durch das Land zu gewährleisten 
und kann nicht auf die einzelne Lehrkraft um-
gewälzt werden. 

… muss umgehend und umfassend geklärt 
werden, um die Digitalisierung in Schule vor-
anzutreiben und die Medienkompetenz unserer 
Kinder zu fördern. Die Ausstattung der Schulen 
und damit das Angebot für die Schülerinnen 
und Schüler ist Sache der Kommunen, aber die 
Landesbeamten müssen auch vom Land finan-
ziell und technisch ausgestattet werden. 

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01763
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01502
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01581
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation_R2010/020-Abgeordnete-und-Fraktionen/Inhalt.jsp
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation_R2010/020-Abgeordnete-und-Fraktionen/Inhalt.jsp
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation_R2010/020-Abgeordnete-und-Fraktionen/Inhalt.jsp
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xx
(AfD)

xx
(Grüne)

Beiträge in alleiniger Verantwortung der Fraktionen Beiträge in alleiniger Verantwortung der Fraktionen

Sigrid Beer
(Grüne)

… ist vielerorts noch unzureichend. Selbst dort, 
wo es bereits eine schnelle Internetverbindung 
gibt, fehlen Endgeräte oder es mangelt den 
Lehrkräften an Fortbildungen zur Nutzung im 
Unterricht. Kommunen müssen Schulen ans 
Netz bringen, Bund und Land sie dabei unter-
stützen. Aber Digitalisierung ist kein Selbst-
zweck, sie muss eingebettet sein in beziehungs-
reiche pädagogische Arbeit.

…, ist bereits gängige Praxis und sollte denen, 
die es wünschen, weiterhin möglich sein. Denn 
das Arbeiten am vertrauten Gerät erleichtert 
die Arbeit der Lehrerinnen und Lehrer. Der 
Umgang mit Schülerdaten sollte in einer da-
tenschutzgemäßen Umgebung über einen ge-
sicherten Webzugang erfolgen. Darüber hinaus 
sind rechtliche Fragen wie das Haftungsrisiko 
zu klären. 

… gewährleisten einen Persönlichkeitsschutz 
vor allem der Schülerinnen und Schüler. Das 
ist zu begrüßen. Allerdings stellt das die Lehre-
rinnen und Lehrer vor zusätzliche Herausforde-
rungen. Der Erlass des Schulministeriums vom 
Frühjahr hat viele Fragen in der Praxis neu auf-
geworfen. Weitere Klärungen unter anderem in 
der Handhabung sind dringend nötig. 

… darf nicht ständige Streitfrage zwischen Land 
und Kommunen sein, die auf dem Rücken der 
Lehrkräfte und Schulen ausgetragen wird. Es 
geht nicht nur um digitale Endgeräte, sondern 
auch um eine Implementierung in Verbindung 
mit Fortbildung, die Klärung des Supports, 
der Geräteerneuerung, der Urheberrechte und 
Software. Es geht eben nicht nur um einmalige 
Investitionen. 

… muss verbessert werden. Die Infrastruk-
tur ist aber nicht die alleinige Bedingung für 
das Gelingen digitaler Bildung. Wir brauchen 
Breitbandanschlüsse an den Schulen, gute digi-
tale Unterrichtskonzepte und eine zeitgemäße 
Aus- und Fortbildung als Unterstützung für die 
Lehrkräfte. Auch muss die Ausstattung in ein 
schulisches Medienkonzept eingebettet werden, 
um erfolgreich zu sein.

…, wird gegenwärtig intensiv und vielschichtig 
diskutiert. Mittelfristig brauchen wir an Schu-
len auch Dienstgeräte. 

… müssen selbstverständlich auch im Schul-
bereich berücksichtigt werden. Im deutschen 
Schulwesen herrschte aber schon vor dem 
25. Mai 2018 ein sehr hohes Datenschutzniveau. 
Durch die neue EU-Datenschutz-Grundver-
ordnung ergeben sich daher keine wesentlichen 
Änderungen und die praktischen Auswirkun-
gen für den Schulbereich sind eher gering. 

… sind auch eine zentrale Frage für eine gelin-
gende Digitalisierung an Schulen. Daher ist es 
sehr zu begrüßen, dass sich das Schulministe-
rium zu diesen Fragen in konstruktiven Ge-
sprächen mit den Vertretern der Schulträger 
befindet, um hier gemeinsam bestmögliche Lö-
sungen zu finden.

Meinungen zum Thema „Digitale Ausstattung von Lehrkräften“

Beiträge in alleiniger Verantwortung der Fraktionen

Franziska Müller-Rech
(FDP)

Beiträge in alleiniger Verantwortung der Fraktionen
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Helmut Seifen
(AfD)

… muss sich in das pädagogisch-didaktische 
Gesamtkonzept einfügen. Gemäß der Ergeb-
nisse lernpsychologischer Forschung hat der 
Einsatz digitaler Medien keinen verstärkenden 
Einfluss auf die Leistung und Motivation der 
Schüler. Eher verzeichnet man bei exzessiver 
Anwendung digitaler Medien im Unterricht ab-
nehmende Motivation und Lernleistung vor al-
lem bei Schülern mit unterdurchschnittlichem 
Leistungsvermögen.

…, ist sowohl nach der geltenden Rechtslage 
erlaubt als auch im Schulalltag durchaus üb-
lich und bisher in vielen Schulen unverzichtbar. 
Bei zentraler IT-Administration durch z. B. die 
Stadtverwaltung wird sich der Einsatz privater 
Geräte zu dienstlichen Zwecken erübrigen.

… stellen angesichts der durch die Digitalisie-
rung vieler Lebensbereiche generierten Daten-
fülle eine immense datenschutzrechtliche He-
rausforderung dar. Das Schulministerium hat 
eine Dienstanweisung für die Bearbeitung von 
personengebundenen Daten erlassen. Es sind 
insbesondere nach der durchgeführten Anhö-
rung zu diesem Sachverhalt Zweifel ob der Zu-
mutbarkeit und Zweckmäßigkeit der angedach-
ten Umsetzung entstanden.

… sind nicht deutlich zu prognostizieren. Die 
Ausstattung von Lehrerinnen und Lehrern mit 
digitalen Endgeräten ist eher für Verwaltungs-
aufgaben notwendig, damit die Erledigung ad-
ministrativer Aufgaben datenschutzrechtlich 
unbedenklich erfolgen kann. Hier wäre jedoch 
als kostengünstige Alternative die Erledigung 
der Aufgaben in der Schule an dafür eingerich-
teten Arbeitsplätzen zumutbar.

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01457
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01748
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01748
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01771
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Webmaster/GB_I/I.1/Abgeordnete/abgeordnetendetail.jsp?k=01718
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Eingeladen zu dem Festakt hatten die Präsiden-
ten der Landtage von Nordrhein-Westfalen und 
des Saarlands, André Kuper und Stephan Tos-
cani. Mehr als 500 Gäste kamen im nordrhein-
westfälischen Parlament zusammen – darunter 
eine Delegation aus dem saarländischen Lan-
desparlament, die früheren NRW-Landtagsprä-
sidenten Ingeborg Friebe, Regina van Dinther 
und Eckhard Uhlenberg, der frühere NRW-
Ministerpräsident Dr. Jürgen Rüttgers, in dessen 
Regierungszeit die Kohleausstiegsentscheidung 
gefallen war, sowie die beiden früheren Regie-
rungschefs Wolfgang Clement und Hannelore 
Kraft, Mitglieder der beiden aktuellen Landesre-
gierungen aus Düsseldorf und Saarbrücken, der 
Vorstandsvorsitzende der RAG-Stiftung, Bernd 
Tönjes, weitere Spitzenvertreterinnen und -ver-
treter der Stiftung und des Steinkohlekonzerns 
RAG AG, Vertreterinnen und Vertreter von Ge-
werkschaften, Kirchen, Medien, Kultur, Wirt-
schaft und des konsularischen Korps. 

Auf der Besuchertribüne des Landtags hat-
ten 120 Bergleute aus den beiden letzten deut-
schen Bergwerken in Bottrop und Ibbenbüren 
in ihren traditionellen weißen Bergmannskitteln 
Platz genommen. Mit dem Schließen der Zechen 
Ende des Jahres ist endgültig Schicht im Schacht. 
Der Bergbau an der Saar war bereits 2012 einge-
stellt worden. 

„Wehmut, Dankbarkeit, Zuversicht“ – so 
fasste der saarländische Ministerpräsident 
Tobias Hans in seiner Rede seine Gefühle zu-

sammen. Diese Begriffe prägten den gesamten 
Festakt im Plenarsaal. Wehmut angesichts der 
historischen Zäsur, Dankbarkeit für die Leis-
tung der Bergleute, aber auch Zuversicht für die 
Zukunft der Bergbauregionen. Und so sang der 
Ruhrkohle-Chor zu Beginn nicht nur ein tradi-
tionelles Bergmannslied, sondern auch „You’ll 
never walk alone“ – eine Hymne, in der es um 
den vertrauensvollen Blick in die Zukunft geht. 

Der Präsident des Landtags Nordrhein-
Westfalen, André Kuper, begrüßte die Gäste 
auch im Namen der Vizepräsidenten Carina 
Gödecke, Angela Freimuth und Oliver Keymis 
sowie aller 199 nordrhein-westfälischen Abge-
ordneten. Der Präsident betonte: „Wir verneigen 
uns vor dem Lebenswerk der Bergleute.“ Mit der 
letzten Schicht im Dezember gehe eine Ära zu 
Ende, die das Land Nordrhein-Westfalen geprägt 
habe. Der Steinkohlebergbau habe maßgeblich 
zum heutigen Wohlstand beigetragen. Kuper 
betonte, dass die Steinkohle den Wiederaufbau 
Deutschlands nach dem Zweiten Weltkrieg er-
möglicht habe und zitierte eine Zeile aus dem 
Lied „Bochum“ von Herbert Grönemeyer: „Dein 
Grubengold hat uns wieder hochgeholt.“ 

„Leidenschaftliche Debatten“
Der Präsident erinnerte auch an „große und 
leidenschaftliche“ Debatten, die im Landtag zur 
Steinkohle geführt worden seien. Dabei sei es 
immer politischer Konsens gewesen, dass der 

„Wehmut, Dankbar keit, Zuversicht“ 
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12. September 2018 – Es war ein historischer Beschluss: 2007 verständigten sich die beiden Koh-
leländer Nordrhein-Westfalen und das Saarland, der Bund, der RAG-Konzern und die Gewerk-
schaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE), dass 2018 die Ära der deutschen Steinkohle endet. 
Kurz vor dem Schließen der beiden letzten Zechen fand im Landtag ein Festakt statt, um die 
Verdienste dieses Industriezweigs zu würdigen und die Bergleute zu verabschieden.

T I T E L

Mehr als 500 Gäste nahmen Abschied vom deutschen 
Steinkohlebergbau. 

Der Ruhrkohle-Chor sang u. a. das Steigerlied. 

http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation_R2010/020-Abgeordnete-und-Fraktionen/Inhalt.jsp
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Für die deutsche Steinkohle gab es nach 
dem Zweiten Weltkrieg nur eine Richtung: 
bergauf. In den 1950er-Jahren bauten rund 
600.000 Kumpel tonnenweise Kohle ab und 
spülten Milliardenbeträge in die Steuerkas-
se. Doch dann schwächelte das Kraftzentrum 
Deutschlands; es begann ein langer Abschied. 
Sechs Schachtanlagen mussten 1958 wegen 
des einbrechenden Absatzes sogenannte Fei-
erschichten fahren und Kurzarbeit einfüh-
ren. Es war der Auftakt einer unaufhaltsamen 
Kohlekrise, die durch billige Importkohle 
und eine wachsende Erdölkonkurrenz ange-
trieben wurde. Von 173 Bergwerken im Jahr 
1957 waren elf Jahre später nur 72 Anlagen  
übrig, in denen 272.000 Bergleute arbeiteten.

1975 kam der „Kohlepfennig“
Begleitet wurden die Zechenschließungen von 
Protesten Tausender arbeitsloser Bergleute. Die 
Politik reagierte: Im Mai 1968 trat das „Kohle-
gesetz“ in Kraft, mit dem u. a. die Ruhrkohle 
AG (RAG) in Essen gegründet wurde. Im Un-
ternehmen schlossen sich 26 Zechenbetreiber 
zusammen, um die Steinkohleförderung besser 
koordinieren und Personalanpassungen so-
zialverträglich gestalten zu können. Der RAG 
gehörten anfangs 52 Zechen, 29 Kokereien und 
fünf Brikettfabriken an.

Mit dem „Kohlepfennig“ wurde 1975 dann 
ein Aufschlag auf den Strompreis eingeführt. 
Mit dieser Subventionierung, die Verbrau-
cherinnen und Verbraucher zu zahlen hatten, 
sollte die deutsche Kohle auf dem Weltmarkt 
konkurrenzfähig bleiben. Der Kohlepfennig 
wurde 1994 vom Bundesverfassungsgericht für 
verfassungswidrig erklärt und abgeschafft. Drei 
Jahre später, 1997, standen 60.000 der noch 
vorhandenen 85.000 Arbeitsplätze in den Ze-
chen zur Disposition. 

Wieder gab es Proteste: Im Februar 1997 
reihten sich 220.000 Menschen in eine 93 Ki-
lometer lange Menschenkette, um für den Erhalt 
der deutschen Steinkohle zu demonstrieren. Es 
war die bis dahin längste Menschenkette in der 
Geschichte der Bundesrepublik. Im Februar 
2007 demonstrierten 13.000 Bergleute vor dem 
Landtag in Düsseldorf, als ein Ende des Stein-
kohlebergbaus schon für 2014 debattiert wur-
de. Kurz danach verständigten sich die Bundes-
regierung, Nordrhein-Westfalen, das Saarland, 
die RAG AG und die Gewerkschaft IG BCE 
darauf, den Steinkohlebergbau bis Ende 2018 so-
zialverträglich zu beenden und alle verbliebenen 
Bergwerke nach und nach zu schließen. � tob

„Wehmut, Dankbar keit, Zuversicht“ Der lange Abschied 

T I T E L

Bergbau sozialverträglich auslaufen müsse. Ku-
per bat die Gäste um eine Schweigeminute für 
die Bergleute, die während ihrer Arbeit ums Le-
ben gekommen waren. 

Auch der nordrhein-westfälische Minis-
terpräsident Armin Laschet blickte zurück auf 
die Leistung des Steinkohlebergbaus. Die Kohle 
sei der „Brennstoff für Wiederaufbau und das 
Wirtschaftswunder“ gewesen. Angesichts aktu-
eller Debatten erinnerte er zugleich daran, dass 
aus der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl die heutige Europäische Union her-
vorgegangen ist. Laschet mahnte: „Dieses euro-
päische Friedensprojekt muss erhalten bleiben.“ 

Laschet dankte den Hunderttausenden 
Bergleuten, die im Bergbau einen Beitrag zum 
Wohlstand des Landes geleistet hätten. Und er 
hob hervor, dass darunter viele Menschen aus 
anderen Ländern gewesen seien. „Auch ihnen 
gilt unser ganz besonderer Dank.“ NRW richte 
nun den Blick nach vorne und werde Konzepte 
für neue Perspektiven in den Bergbauregionen 
entwickeln. 

Laschets saarländischer Amtskollege Tobi-
as Hans schaute in seiner Rede zurück auf den 
Bergbau an der Saar und die wechselhafte Ge-
schichte seines Bundeslandes, die eng mit der 

Der Präsident des Landtags von Nordrhein-Westfalen, André Kuper (3.v.l.), hatte gemeinsam mit seinem saarländi-
schen Amtskollegen Stephan Toscani (2.v.l.) zum Festakt eingeladen. Für die Regierungen der beiden Kohleländer 
sprachen die Ministerpräsidenten (v.l.) Armin Laschet und Tobias Hans, für die Gewerkschaft IG BCE deren Vorsitzen-
der Michael Vassiliadis. Aus den beiden letzten deutschen Zechen in Bottrop und Ibbenbüren waren 120 Kumpel in 
den Landtag gekommen. � Fotos: Schälte

Kohle verbunden gewesen sei. Den Bergleuten 
sagte er: „Wir sind stolz auf Ihre Arbeit.“ Er 
bedankte sich dafür, dass mit dem vorzeitigen 
Ende des Bergbaus an der Saar 2012 viele Kum-
pel in Zechen in NRW gewechselt und dort 
herzlich aufgenommen worden seien.

„Ein Tag des Respekts“
Die Bergleute trügen mit Stolz den Bergbau zu 
Grabe, sagte der Vorsitzende der Gewerkschaft 
IG BCE, Michael Vassiliadis, und ergänzte: 
„Dies ist ein Tag des Respekts, nicht der Freu-
de.“ Die Kumpel seien stolz auf das Geleistete, 
auf ihre Arbeit unter Extrembedingungen und 
auf ihre Loyalität gegenüber ihrem Land. Für 
den anstehenden Strukturwandel wünsche er 
sich, dass er auf den politischen, sozialen und 
wirtschaftlichen Errungenschaften in Deutsch-
land aufbauen werde.

„Wehmut, Dankbarkeit, Zuversicht“ – unter 
diesem Eindruck klang der Festakt musikalisch 
aus. Der Ruhrkohle-Chor und der Kinder- und 
Jugendchor der Chorakademie Dortmund san-
gen die „Hymne an die Zukunft“ und zum Ab-
schluss – wie konnte es anders sein – das Steiger-
lied: „Glückauf, der Steiger kommt!“ � wib
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können. Wirtschaftlich völlig unrentabel sei 
der Steinkohleabbau zudem in Deutschland, da 
sich das Material in Ländern wie Australien in 
viel höher liegenden Schichten abtragen ließe.

Andere schauen wehmütig zurück. Denn 
der Bergbau hat gerade Nordrhein-Westfalen, 
das Kernland des Steinkohlebergbaus, wie keine 
andere Industrie geprägt, landschaftlich, kultu-
rell, wirtschaftlich. „Kohle schuf die Welt, in der 
wir leben“, schreibt der aus Bottrop stammende 
Historiker Franz-Josef Brüggemeier daher in sei-
nem aktuellen Buch „Grubengold“. Kohle sei die 
Grundlage der Industrialisierung, für Wohlstand 
und den Wiederaufbau nach 1945 gewesen. 

Noch ist aber nicht aller Tage Abend. Und 
am Schacht in Bottrop, der bald verfüllt sein 
wird, geht es runter in die Grube: Das Schutzgit-
ter des Förderkorbs schließt, der Maschinist gibt 
das Zeichen zur Abfahrt. Fahrtwind dringt durch 
die Gitterstäbe, es rüttelt und rattert. Die Luft 
wird trocken, der Druck auf den Ohren nimmt 
zu, ebenso die Beklommenheit, wenn man es 
nicht gewohnt ist, seinen Dienst unter Tage zu 
tun. Gut zwei Minuten dauert die Fahrt bis zur 
untersten Sohle, die sich rund 1.250 Meter in der 
Tiefe befindet, oder „Teufe“, wie der Bergmann 
sagt. Dann bremst der Förderkorb, das Gitter 
öffnet sich. Frei wird der Blick in eine unterirdi-

Noch ist nicht Schluss, aber die Tage sind ge-
zählt. Mit einem Gefühl des Abschiedneh-
mens sind daher viele Bergarbeiter zur heu-
tigen Frühschicht aufgebrochen, um in mehr 
als tausend Meter Tiefe ihren Dienst zu tun. 
„Bergwerk Prosper-Haniel“ steht auf dem För-
derturm von Schacht 10 geschrieben, der in der 
Kirchheller Heide in Bottrop schon aus der Fer-
ne zu sehen ist.

Von hier aus geht es hinab in eine Welt der 
Förderbänder und Walzenschrämlader, der Flö-
ze und Gleisanlagen, der Hobel und Methanga-
se. Eine Untertagewelt, um zutage zu fördern, 
was als das „schwarze Gold“ des Ruhrgebiets 
bekannt wurde und dem Land jahrzehntelang 
einen wirtschaftlichen Aufschwung beschert 
hat. Mehr als 150 Jahre hat die Ära der indus
triellen Steinkohleförderung in Deutschland 
angedauert. Doch zum Jahresende ist Schicht 
im Schacht. Endgültig.

Manche sagen: Endlich. Die Betriebe Pro-
sper-Haniel in Bottrop und Ibbenbüren im 
Tecklenburger Land einzustellen, sei ein längst 
überfälliger Schritt – zu hoch seien die Belas-
tungen für Mensch und Umwelt. Etwa durch 
giftige Altlasten, die im Untergrund lagern, 
oder durch absackende Gesteinsschichten, die 
Häuser und Straßen zum Einstürzen bringen 

sche Stadt aus Schächten, Stollen und einem Ver-
kehrsnetz, das sich mehr als hundert Kilometer 
weit durch den Berg erstreckt. Hier tragen sich 
Geschichten zu, die man sich in den Kneipen des 
Ruhrgebiets erzählt, von Kohle und Kumpeln 
und dem Gefühl, füreinander einzustehen.

Zu den Hochzeiten in den 1950er-Jahren 
arbeiteten bundesweit rund 600.000 Kum-
pel im Steinkohlebergbau. Im Juli 2018 waren 
es noch rund 5.000 Beschäftigte, von denen 
der überwiegende Teil zum Jahresende in den 
Vorruhestand geht. So wie Heinrich Müller*, 
ein gelernter Vermesser, der seit mehr als drei 
Jahrzehnten unter Tage arbeitet. Während der 
Frühschicht im August ist er als Fahrer einer 
Schwebebahn im Einsatz, der „Dieselkatze“, wie 
die Bahn hier unten heißt. 

Bevor er einsteigt, erzählt der hochgewach-
sene Mann, dass er über das Jahresende hinaus 
am liebsten weiter im Bergbau arbeiten würde. 
„Dafür mache ich die Arbeit viel zu gerne“, sagt 
er. Aber schon in ein paar Monaten geht er in 
den Vorruhestand. Mit 49 Jahren. Er nimmt 
eine Prise Schnupftabak. Das machen die meis-
ten hier, um damit den Kohlestaub aus der Nase 
zu schnauben.

Im Allerheiligsten der Zeche
Bis zum Erreichen des Rentenalters erhalten 
Bergleute ein sogenanntes Anpassungsgeld. 
Vertreter aus Politik, Gewerkschaft und der 
Ruhrkohle AG haben sich darauf Anfang der 
1970er-Jahre verständigt. Niemand falle „ins 
Bergfreie“, werde also arbeitslos, dieser Satz war 
damals leitend bei den Verhandlungen. Auch 
als im Februar 2007 das Ende des deutschen 
Steinkohlebergbaus besiegelt und auf 2018 da-
tiert wurde, einigten sich die Verantwortlichen 
darauf, dass der Abschied sozialverträglich or-
ganisiert werde sollte: Schloss eine Zeche, er-
hielten Mitarbeitende die Möglichkeit, in einer 
anderen Zeche weiterzuarbeiten. Und so wech-
selte auch Heinrich Müller vor drei Jahren nach 
Bottrop. Seitdem heißt es nicht nur für ihn Ab-
schied nehmen, Tag für Tag.

Der Bergmann steigt in die Dieselkatze. Die 
Bahn treibt leicht abschüssig in den tiefschwar-
zen Berg hinein. Kohlepartikel liegen in der Luft 
und bedecken jeden Millimeter hier unten, auf 
Rohren, Fässern und der sich schwarz färben-
den Haut. Nach gut einer halben Stunde enden 
die Schienen und es zeigt sich ein Schauspiel, das 

Was bleibt, ist die  Zukunft
T I T E L

Wenn im Dezember die beiden letzten Zechen in Bottrop und Ibbenbüren schließen, endet eine 
mehr als 150-jährige Ära des industriellen Steinkohlebergbaus in Deutschland. Sie hinterlässt 
allerdings auch jede Menge Arbeit. Denn wer die Welt unter Tage anrührt, bürdet sich Aufgaben 
für die Ewigkeit auf.

*Name geändert
Bergmänner unter Tage Kohlenhobel
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Was bleibt, ist die  Zukunft
T I T E L

die Herzen von Liebhabern des Bergbaus höher 
schlagen lässt: Wo die Kohle abgebaut wird, im 
Streb, ertönt ein ohrenbetäubender Lärm. Hier, 
im Allerheiligsten der Zeche, herrschen Tempe-
raturen wie im Dschungel. Plötzlich zischt ein 
Kohlenhobel um die Ecke. Wie ein urzeitliches 
Monster aus einem Fantasy-Film, das sich kom-
promisslos seinen Weg bahnt.

Der Hobel streift die Außenwand des Strebs 
und schält Kohlebrocken heraus. „Jetzt nur 
noch zusehen und genießen“, sagt ein Mitar-
beiter ehrfürchtig, bevor der Hobel mit seinen 
Hartmetallmeißeln an ihm vorbeirauscht – ein 
Anblick für die Geschichtsbücher. Denn in drei 
Tagen ist das Soll für den Abbau in diesem Streb 
erreicht. Danach ruht auch der letzte noch akti-
ve Kohlenhobel in Deutschland. 

Der Blick geht nach vorne 
Klar ist aber auch: Der Bergbau hinterlässt jede 
Menge Arbeit. Denn die vielen Schächte und 
Tunnel haben Gebiete des Ruhrgebiets wie ei-
nen Schweizer Käse durchlöchert. Manche Ge-
genden sind bis zu 25 Meter abgesackt. Fast ein 
Fünftel des Ruhrgebiets liegt durch den Berg-
bau bedingt unter dem Grundwasserspiegel 
und muss künstlich trocken gehalten werden. 
Und dann sind da auch noch die Schwermetalle 
und anderen Giftstoffe, die Zechen aus früheren 
Zeiten in sich bergen.

Um Langzeitfolgen und sogenannte Ewig-
keitslasten in den Griff zu bekommen, wurde 
schon 2007 die RAG-Stiftung gegründet. Zu 
ihren Aufgaben gehört, das Grundwasser in 
abgesackten Regionen abzupumpen, Dämme 
zu errichten und neue Wasserläufe anzulegen, 
um zu verhindern, dass Städte wie Essen oder 
Duisburg im Wasser versinken. Tauchpumpen 
sollen zudem davor schützen, dass verunreinig-
tes und salziges Grubenwasser in stillgelegten 
Bergwerken ungehemmt steigt und mit dem 
Trinkwasser in Berührung kommt.

Seit Jahren beschäftigt sich der nordrhein-
westfälische Landtag mit Themen wie diesen, 
vor allem im eigens eingerichteten Unteraus-
schuss „Bergbausicherheit“. In der aktuellen 
Wahlperiode hat sich der Ausschuss beispiels-
weise damit befasst, wie mit Verunreinigungen 
des Grubenwassers durch PCB zu verfahren 
ist, also mit krebserregenden und hochgiftigen 

Chlorverbindungen, die das Erbgut verändern. 
Zudem standen Berichte der Bergbehörden, 
Erderschütterungen und Konzepte zur Gruben-
wasserhaltung auf der Tagesordnung.

Der Blick also geht nach vorne, auch in 
Bottrop: Bis Frühjahr 2019 sollen die Aufräum- 
und Säuberungsarbeiten abgeschlossen sein. 
Danach schlägt die Stunde des Nachberg-
baus. Dazu zählt ein modernes Wasserma-
nagement, durch das die RAG-Stiftung 
das Gruben- und Grundwasser in stillge-
legten Zechen überwacht. Es zeigt sich 
schon jetzt: Die Hinterlassenschaften 
des Steinkohleabbaus werden die 
Nachwelt vielleicht nicht bis in alle 
Ewigkeit, aber doch viele Generati-
onen lang beschäftigen. � tob

Fotos: RAG AG
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„Ob ehren- oder hauptamtlich – die Feuerweh-
ren sind zur Stelle, wenn Not am Mann oder 
Not an der Frau ist. Ob bei der Brandbekämp-
fung, bei Verkehrsunfällen, Rettungseinsätzen 
oder der technischen Hilfeleistung: Unsere Feu-
erwehren sind in der Regel die ersten, die am 
Ort des Geschehens eintreffen und schnell und 
kompetent Hilfe leisten. Diese Leistung erbrin-
gen Sie mit hohem persönlichen Einsatz an 365 
Tagen im Jahr, rund um die Uhr. Dafür möchte 
ich Ihnen herzlich danken.“ Diese Eingangs-
worte des Vorsitzenden der CDU-Landtags-
fraktion, Bodo Löttgen, waren der Auftakt zu 
einem intensiven Meinungsaustausch im bisher 
neunten Werkstattgespräch der CDU-Fraktion 
im Plenarsaal des Landtags.

Gemeinsam mit Innenminister Herbert 
Reul, Hartmut Ziebs, Präsident des Deutschen 

Wir wollen eine gute Zukunft für unsere Feuerwehr
Feuerwehrverbandes, und Experten aus Be-
rufs- und Freiwilliger Feuerwehr diskutierten 
die zuständigen Innenpolitiker der Fraktion, 
Thomas Schnelle, Dr. Christos Katzidis und 
Gregor Golland, Lösungen für die kleinen und 
großen Herausforderungen im Alltag und für 
die Zukunft.

Ein wichtiger Punkt war der Feuerwehr-
nachwuchs. Mit den 1,8 Millionen Euro, die die 
NRW-Koalition für Mannschaftsfahrzeuge und 
Starterpakete für die Kinderfeuerwehr vorgese-
hen hat, ist ein erster Schritt gemacht und wir 
wollen darauf aufbauen. 

Die zunehmende Gewalt gegen Feuer-
wehrleute im Einsatz machte allen im Saal be-
sondere Sorgen. Damit muss Schluss sein. Es 
ist gut, dass es nun eine gesetzliche Grundlage 
für die Ahndung solcher Angriffe gibt. Jetzt 

Foto: Schälte

gilt es, diese strikt anzuwenden und durchzu-
setzen. Denn unsere Feuerwehr verdient Res-
pekt und Anerkennung für ihre lebensrettende 
Arbeit. 

Wir nehmen aus dem Gespräch viele An-
regungen für unsere politische Arbeit mit. In 
der Woche vom 24. bis 30. September werden 
die Abgeordneten der CDU-Fraktion im Rah-
men der „Woche der Feuerwehr“ die Feuer-
wehren in ihrem Wahlkreis besuchen, um den 
Dialog zu vertiefen.

Der soziale Arbeitsmarkt – ein sozialpolitischer Meilenstein
wir ihn zu einem Regelwerk machen und es nicht 
bei einem Modellprojekt bleibt.“

Ein Werkstatt-Gespräch der SPD-Landtags-
fraktion mit 180 Gästen und Arbeitsmarktexper-
ten hat allerdings gezeigt, dass im anstehenden 
Gesetzgebungsverfahren noch fachliche Fragen 
beantwortet werden müssen. Die SPD-Fraktion 
fordert, dass mindestens 40.000 Jobs in Nord-
rhein-Westfalen entstehen. Zudem müssen die 
Entlohnung und ebenso die Bezuschussung der 
Jobs nach dem tariflichen beziehungsweise orts-
üblichen Arbeitsentgelt 
erfolgen. Die Jobs müs-
sen umfassend sozial-
versicherungspflichtig 
sein. Josef Neumann: 
„Die SPD-Fraktion wird 
hier weiter dranbleiben.“

zeitarbeitslose gezahlt werden, 
sollen für ihre Eingliederung 
in den Arbeitsmarkt genutzt 
werden. Das Prinzip dabei: 
„Arbeit statt Arbeitslosigkeit“ 
finanzieren. Das ist eine wich-
tige und langjährige Forderung 
der SPD. So sollen 150.000 Jobs 
für langjährige Arbeitslose ge-
schaffen werden. 

„Der soziale Arbeitsmarkt 
ist ein sozialpolitischer Meilen-
stein, ein ganz neuer Baustein 
der Sozialversicherung. Hier in 

Nordrhein-Westfalen von uns Sozialdemokraten 
entworfen“, sagt Josef Neumann, sozialpolitischer 
Sprecher der SPD-Fraktion. „Er hat das Zeug 
dazu, ein Jahrhundertprojekt zu werden, wenn 

Die Bekämpfung der Lang-
zeitarbeitslosigkeit ist eine 
der größten sozialpolitischen 
Herausforderungen unserer 
Zeit. Die Wirtschaft brummt. 
Es gibt fast 33 Millionen so-
zialversicherungspflichtige 
Beschäftigte in Deutschland. 
Aber: Es gibt noch immer 
über 800.000 Menschen in 
Deutschland und allein rund 
270.000 Personen in NRW, die 
schon seit Jahren keine Arbeit 
mehr haben. 

Das Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales (BMAS) hat einen Gesetzentwurf vorge-
legt, um den sozialen Arbeitsmarkt zu schaffen. 
Staatliche Finanzmittel, die ohnehin an Lang-

Josef Neumann (SPD)
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Der Hambacher Forst und die Demokratie
als Gegenleistung wird die Rodung 
des Hambacher Forsts vollzogen. 
Auch, damit rund 1.400 Menschen 
bei Holzweiler nicht umgesiedelt 
werden müssen.

Manchmal sind politische Ent-
scheidungen, die eine Vielzahl un-
terschiedlicher Interessen berück-
sichtigen müssen, schwierig und 
nicht eindeutig richtig oder falsch. 

In einer parlamentarischen Demokratie sind sie 
jedoch Leitlinie und können nur durch Findung 
neuer Mehrheiten außer Kraft gesetzt werden. 
Die Eskalation im Hambacher Forst offenbart 
jedoch, dass sich viele Umweltaktivisten nicht an 
diese Vorgaben gebunden fühlen und ihre Wert-
vorstellungen mit Gewalt umsetzen wollen. So 
werden Molotow-Cocktails, Steine und Zwillen 

Demokratie ist ein schwieriges 
Geschäft. Am Anfang steht die 
demokratische Willensbildung. Ir-
gendwann wird nach einem offe-
nen Dialog und nach Abwägung 
aller sachlichen Argumente eine po-
litische Entscheidung getroffen. Zum 
Wesen der Demokratie gehört aber 
auch das Vertrauen darauf, dass diese 
Entscheidungen akzeptiert werden.

Schon im Jahre 1976 wurde mit der SPD 
die Rodung des Hambacher Forsts beschlossen. 
Aus guten Gründen, unter etlichen Auflagen, 
mit Aufforstung neuer und größerer Waldge-
biete. Jahrelang hat die rot-grüne Landesre-
gierung weiter mit dem Tagebaubetreiber ver-
handelt und 2016 eine neue Leitentscheidung 
getroffen: Der Tagebau Garzweiler II läuft aus, 

gegen die exekutive Staatsgewalt angewandt, die 
lediglich den politischen Beschluss umsetzt. 

Wald ist immer auch ein Stück Heimat. Ge-
rade die AfD setzt sich ein für seine Hege, sei-
nen Schutz – auch wir würden den Hambacher 
Forst gerne erhalten. Aber: Pacta sunt servanda! 
Wenn sich jedoch sogar einzelne Politiker mit 
Partisanen und Störenfrieden solidarisieren, 
dann gefährden sie nicht nur den gesellschaftli-
chen Frieden, sondern stellen unsere demokra-
tische Grundordnung in Frage. Das dürfen wir 
nicht hinnehmen.

Die Chancen fürs Ruhrgebiet nutzen
Es drehte sich von morgens bis abends – das 
Grüne Glücksrad stand am NRW-Tag kei-
ne Sekunde still. Bei gutem Wetter und 
noch besserer Stimmung zog es Tausende 
Besucher*innen an unseren 
Grünen Stand auf dem NRW-
Tag in Essen. Besonders un-
sere Abgeordneten aus dem 
Ruhrgebiet freuten sich, dass 
dieser Tag das erste Mal im 
Revier stattfand und sie mit 
vielen Bewohner*innen ins 
Gespräch kamen. Denn die 
Metropole Ruhr ist eine viel-
fältige Region mit großem 
Potenzial. Deshalb ist die Idee 
einer Ruhrkonferenz, die Mi-
nisterpräsident Laschet zum 

Auftakt des NRW-Tages offiziell gestartet hat, 
richtig. Doch so, wie sie von der schwarz-
gelben Landesregierung angelegt ist, droht 
die Konferenz zum Rohrkrepierer zu werden. 

Budget, konkrete Maßnahmen oder ein kla-
rer Fahrplan – Fehlanzeige. Das Ruhrgebiet 
kann sich, wenn die Rahmenbedingungen 
stimmen, als Wirtschaftsregion und nachhal-
tiger Industriestandort weiterentwickeln. Ein 
Altschuldenfonds mit niedrigen Zinsen und 
klarem Tilgungsmechanismus muss kurzfristig 
etabliert und die Themen Energie, Mobilität, 
Flächenentwicklung sowie Wissenschaft, For-
schung und Arbeitsmarkt müssen mit echten 
Projekten hinterlegt werden, dann wird aus 
Ankündigungen auch eine Ruhrkonferenz.

Leben retten – Laienreanimation an Schulen unterrichten
gestellt, die unter anderem zur Anschaffung 
weiterer Übungspuppen eingesetzt werden 
und so eine Ausweitung des Modellprojek-
tes auf weitere Schulen unterstützen können. 
„Wir wollen, dass das Modell auf Grundlage 
bereits gewonnener Erkenntnisse ausgeweitet 
und konzeptuell weiterentwickelt wird“, sagt 
die Gesundheitsexpertin. Denn Reanimati-
on durch Laien ist eine überlebenswichtige 
Maßnahme. „Durch Kampagnen und Schul-
unterricht kann die Bereitschaft und somit die 
Quote von ausgeführten Laienreanimationen 
erheblich steigen“, sagt Schneider.

Wussten Sie, dass jedes Jahr min-
destens 50.000 Menschen außer-
halb von Krankenhäusern einen 
Herz-Kreislauf-Stillstand erleiden? 
Knapp die Hälfte dieser Fälle fin-
det im Umfeld von Angehörigen 
und somit – medizinisch gesehen 
– Laien statt. Die Überlebensquote 
der Betroffenen ist mit etwa zehn 
Prozent gering, denn das Gehirn wird bereits 
nach drei bis fünf Minuten ohne Sauerstoffver-
sorgung irreversibel geschädigt. Die FDP-Land-
tagsfraktion NRW ergreift die Initiative, mehr 
Menschen zu Lebensrettern auszubilden. 

Susanne Schneider, gesundheitspolitische 
Sprecherin der Fraktion, erklärt: „In NRW dau-
ert es durchschnittlich nur acht Minuten, bis 
ein Krankenwagen eintrifft. Bei einem Herz-

Kreislauf-Stillstand ist aber selbst 
das zu lange, um das Überleben der 
betroffenen Personen zu sichern. 
Eine Reanimation durch anwesende 
Laien kann in wichtigen Minuten 
über Leben und Tod entscheiden.“

Das Schulministerium hat das 
landesweite Modellprojekt „Laien-
reanimation an Schulen in Nord-

rhein-Westfalen“ gestartet, bei dem Schülerin-
nen und Schüler ab Klasse 7, Lehrerinnen und 
Lehrer, Fachkräfte und Eltern die Möglichkeit 
haben, Wiederbelebungskompetenz in Theorie 
und Praxis zu erlernen. Bereits 120 Schulen 
nehmen teil. 

Auf Initiative der Landtagsfraktionen von 
FDP und CDU wurden 2018 zusätzliche Mit-
tel in Höhe von 100.000 Euro zur Verfügung 
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Westfalen befasst. Aktuell betreue der Landes-
betrieb Straßenbau NRW rund 10.000  Brü-
cken, heißt es in einem Bericht, den das 
Verkehrsministerium vorgelegt hat (Vorlage 
17/1023). Von 1.119 „vorrangig“ zu überprü-
fenden Bauwerken seien bis April 520  Brü-
cken untersucht worden. Mit dem Ergebnis: 
132 Bauwerke müssten verstärkt und 316 kom-
plett erneuert werden. In Deutschland seien 
Brücken aber „grundsätzlich sicher, unabhän-
gig von ihrem Alter“. Der Bericht des Minis-
teriums mache deutlich, sagte Klaus Voussem 
(CDU), dass Brücken akribisch überprüft wür-
den und ein Einsturz, wie er sich im August in 
Genua ereignet hatte, in Nordrhein-Westfalen 
nicht zu erwarten sei. Der Grüne Fraktions-
vorsitzende Arndt Klocke bemerkte, dass die 
Sicherheit in jedem Fall vorgehe und die rot-
grüne Vorgängerregierung in den vergangenen 
Jahren wichtige Sanierungsarbeiten – etwa der 
Leverkusener Rheinbrücke – angestoßen habe. 
Gordan Dudas (SPD) wies darauf hin, dass Sa-
nierungen meist mit Staus einhergingen; Ver-
kehrsminister Hendrik Wüst (FDP) müsse sich 
daher an seiner Aussage messen lassen, mit der 
er angetreten sei: als „Anti-Stauminister“. Bodo 
Middeldorf (FDP) entgegnete, die Vorgängerre-
gierung habe einen „Berg von Sanierungsstau“ 
hinterlassen, der aktuelle Verkehrsminister 
dagegen Maßnahmen zu Stauvermeidung vor-
gelegt. 

Internationale Gartenausstellung
14.9.2018 – Zahlreiche Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister, Oberbürgermeister und 
Landräte sowie weitere Vertreterinnen und 
Vertreter der Kommunen aus dem Ruhrgebiet 
haben sich in einer Anhörung des Ausschusses 
für Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen 
zum Projekt „Internationale Gartenausstel-
lung 2027 in der Metropole Ruhr“ geäußert. 
Unter den mehr als 30 anwesenden Sachver-
ständigen waren zudem Vertreterinnen und 
Vertreter des Regionalverbandes Ruhr. In den 

Sondersitzung zu Sami A.
27.8.2018 – Das Verhältnis zwischen Justiz und 
Landesregierung stand im Mittelpunkt einer von 
der SPD-Fraktion beantragten Sondersitzung 
des Rechtsausschusses. Hintergrund war die 
nach Auffassung des Oberverwaltungsgerichts 
(OVG) unrechtmäßige Abschiebung des islamis-
tischen Gefährders Sami A. nach Tunesien. Die 
SPD-Fraktion zitierte Interview-Äußerungen 
von OVG-Präsidentin Dr. Ricarda Brandts: „Der 
Fall des Sami A. wirft Fragen zu Demokratie und 
Rechtsstaat – insbesondere zu Gewaltenteilung 
und effektivem Rechtsschutz – auf. Hier wur-
den offensichtlich die Grenzen des Rechtsstaates 
ausgetestet.“ Das Vertrauensverhältnis im Um-
gang mit den handelnden Behörden sei gestört. 
Justizminister Peter Biesenbach (CDU) empfahl, 
das Thema „zu versachlichen“. Die Abschie-
bung habe keine Krise des Rechtsstaats oder 
der Staatsgewalten untereinander ausgelöst. Der 
Fall sei vielmehr ein Beispiel dafür, „dass unser 
Rechtsstaat stark ist, gelebt wird und funktio-
niert“, so der Minister im Ausschuss. Durch die 
unrechtmäßige Abschiebung seien Vertrauen 
und ein „wichtiger Grundsatz unseres Rechts-
staates verloren gegangen“, entgegnete Sven Wolf 
(SPD). Die rechtswidrige Abschiebung sei nur 
durch das „Austricksen des Gerichts“ möglich 
gewesen, sagte Berivan Aymaz (Grüne). OVG-
Präsidentin Brandts habe sich mit ihren Worten 
„weit aus dem Fenster gelehnt“, sagte Thomas Rö-
ckemann (AfD). Das Prinzip der Gewaltenteilung 
sei durch die Abschiebung nicht gefährdet. Angela 
Erwin (CDU) sprach von einem „Einzelfall“. Er 
werde zu einer Verfassungs- und Vertrauenskrise 
„hochstilisiert“, die keine sei. Minister Biesen-
bach habe „sachlich und umfassend“ informiert, 
befand Christian Mangen (FDP). Auch er vermoch-
te keine „Verfassungskrise“ zu erkennen.

Brücken in NRW
5.9.2018 – Der Verkehrsausschuss hat sich mit 
dem Zustand maroder Brücken in Nordrhein-

schriftlichen Stellungnahmen der Kommunen 
wurde die Internationale Gartenausstellung 
als „Dekadenprojekt“ bezeichnet, sie diene als 
„Impuls- und Ideengeber für eine ganze Regi-
on“, stärke das Image und fördere Investitionen 
in die Infrastruktur. Es sei „ein Gemeinschafts-
ereignis, das Begeisterung schafft“ und ein 
„Motor der interkommunalen Zusammenar-
beit“. Themen der Sachverständigenanhörung 
waren u. a. der organisatorische Rahmen und 
die Finanzierung. 

Trump und die USA
14.9.2018 – Der Ausschuss für Europa und In-
ternationales hat über die Folgen des für März 
2019 vorgesehenen Austritts der Briten aus der 
EU (Brexit) für Nordrhein-Westfalen beraten. 
Zu Gast war erneut der Brexit-Beauftragte der 
Landesregierung, Friedrich Merz. Dieser dis-
kutierte mit den Abgeordneten diesmal auch 
über das derzeit angespannte Verhältnis zwi-
schen den USA und Europa. Merz verwies 
darauf, dass die Wahl von Donald Trump zum 
US-Präsidenten einen langen Vorlauf gehabt 
habe und auch einen langen Nachlauf haben 
werde. Das „Phänomen Trump“ werde nicht 
verschwinden, sollte Donald Trump nicht 
mehr Präsident sein. Merz verwies auf die 
wirtschaftlichen Probleme insbesondere im 
Mittleren Westen der USA als Folge u. a. von 
schlechter Infrastruktur und einem industri-
ellen Niedergang. Auf dieser Klaviatur spiele 
Trump. Für die Europäer bedeute dies, dass sie 
mehr Eigenständigkeit und Geschlossenheit 
zeigen müssten. Den Ausführungen von Merz 
schloss sich eine rege Diskussion an. Die Ab-
geordneten wollten u. a. wissen, welche wirt-
schaftlichen Auswirkungen auf Europa durch 
einen möglicherweise noch engeren Schul-
terschluss zwischen Großbritannien und den 
USA nach dem Brexit zu erwarten seien und 
mit welchen Konsequenzen NRW-Unterneh-
men durch die Sanktionspolitik der USA zu 
rechnen hätten.
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Das Veranstaltungsrecht in NRW sei „bürokra-
tisch überfrachtet“, ohne jedoch ausreichend 
für Sicherheit zu sorgen, sagte der Rechtsanwalt 
der Düsseldorfer Kanzlei „Luther“. Oft seien 
mehrere Behörden für Genehmigungsverfah-
ren zuständig, ohne dass rechtsverbindlich ge-
klärt sei, wer letztlich die Verantwortung trage 
– ein „gefährlicher“ Zustand, das habe nicht 
zuletzt die Loveparade in Duisburg gezeigt. Es 
brauche daher dringend ein verbindliches Ver-
anstaltungsgesetz.

Auch Tobias Fuß, Leiter des Sachgebiets 
Sicherheit und Ordnung der Stadt Xanten, 
sah Nachholbedarf: Gerade Mitarbeitende von 
Genehmigungsbehörden in Kleinstädten seien 
häufig überfordert und gezwungen, eine Ent-
scheidung ohne rechtlich verbindliche Grund-
lagen zu treffen. Laufe bei einer Veranstaltung 
etwas schief, fänden sie sich schnell „auf der 
Anklagebank“ wieder. Daher sei es „zwingend 
geboten, auch den Veranstaltungsbereich end-
lich gesetzlich zu regeln und in nachvollziehba-
re, homogene Strukturen zu bringen“. Es müsse 
geklärt werden: „Wer darf unter welchen Bedin-
gungen, wie und wo eine Veranstaltung durch-
führen?“

Notgedrungen agierten Veranstalter und 
Verantwortliche in Kommunen nach der Me-
thode „Learning by doing“, sagte Thomas 
Hußmann, Leiter des Sachgebiets Bevölke-
rungsschutz und Veranstaltungen der Berufs-
feuerwehr Düsseldorf. „Grundsätzlich gibt es 
zurzeit für Veranstaltungen im Freien keine 
gesetzlichen Regelungen, Normen, Festlegun-
gen zum Genehmigungsverfahren und Sicher-
heitsmanagement“, schrieb Hußmann in seiner 
Stellungnahme. Das gelte besonders für Ver-
anstaltungen wie Volksfeste oder Konzerte auf 
Marktplätzen, „die kostenlos und ohne kontrol-
lierten Besuchereinlass geplant und durchge-
führt werden“. � tob

reiche. Auch ein Gesetz verhindere nicht, dass 
„zahlreiche Fachbehörden unterschiedlicher 
Verwaltungsträger“ bei Genehmigungsver-
fahren von Großveranstaltungen beteiligt sein 
müssten. Die kommunalen Spitzenverbände se-
hen die Forderung nach einem Veranstaltungs-
gesetz daher „skeptisch“.

„Bürokratisch überfrachtet“
Auch Christian A. Buschhoff, Miteigentümer 
des Fachverlags „extra Entertainment Media 
Publishing“, äußerte sich kritisch. Wer eine 
Großveranstaltung organisieren wolle, müsse 
sich zwangsläufig mit unterschiedlichen Rechts-
gebieten befassen und zwischen unterschiedli-
chen Interessen jonglieren. Ein einzelnes Gesetz 
könne da „nur begrenzt“ Abhilfe schaffen. Es sei 
kaum möglich, „alle öffentlichen Interessen so 
zu bündeln, dass ein Veranstaltungsgesetz eine 
richtungsweisende Grundlage für die nächsten 
Dekaden bilden kann“. Gesetze und Verordnun-
gen bildeten „bereits heute eine gute Grundlage 
für die Sicherheit von Veranstaltungen“.

Ganz anderer Auffassung war da der Ju-
rist Dr. Gerd Ulrich Kapteina. Die rechtlichen 
Vorgaben des Orientierungsrahmens reichten 
mitnichten aus, um Sicherheitsansprüchen von 
Veranstaltungen im Freien gerecht zu werden. 

Die Sicherheit bei Großveranstaltungen sei 
nach den tragischen Ereignissen bei der Love-
parade 2010 in Duisburg „und vor dem Hin-
tergrund gestiegener Terrorgefahr verstärkt in 
den öffentlichen Fokus gerückt“, heißt es im 
Antrag der SPD-Fraktion (17/2406). Bei den 
rechtlichen Grundlagen herrsche in Nord-
rhein-Westfalen allerdings Nachholbedarf. Die 
Landesregierung müsse daher „in einem Ver-
anstaltungsgesetz eine einheitliche, klare und 
kohärente Rechtsgrundlage für die Planung, 
Genehmigung, Durchführung und Nachbe-
reitung von Großveranstaltungen“ aufstellen. 
Gesetzliche Regelungen dürften aber nicht zu 
höheren Kosten der Veranstalter führen, etwa 
von Schaustellern, Karnevals- oder Schützen-
vereinen.

In einer gemeinsamen Stellungnahme ver-
wies die Arbeitsgemeinschaft der Kommunalen 
Spitzenverbände NRW darauf, dass das damali-
ge Innen- und Kommunalministerium im Jahr 
2012 einen sogenannten Orientierungsrahmen 
vorgelegt habe. Er enthalte „Handlungshilfen 
für die kommunale Planung, Genehmigung, 
Durchführung und Nachbereitung von Groß-
veranstaltungen im Freien“. Bevor ein Veran-
staltungsgesetz auf den Weg gebracht werde, 
müsse zunächst geprüft werden, ob eine Aktu-
alisierung des Orientierungsrahmens nicht aus-

Eine Frage der Zuständigkeiten
Anhörung zur Sicherheit bei Großveranstaltungen
13. September 2018 – Ob Kirmes, Konzert oder Straßenfest – wer eine Veranstaltung organisie-
ren will, muss auch für die Sicherheit der Besucherinnen und Besucher sorgen. Regeln dazu seien 
aber nicht klar definiert, heißt es in einem Antrag der SPD-Fraktion, die ein Veranstaltungsgesetz 
auf den Weg bringen möchte. Ob das notwendig ist, dazu äußerten sich Sachverständige bei ei-
ner Anhörung im Innenausschuss.

A U S S C H Ü S S E

Der Präsident des Landtags, André Kuper (l.), hat am 
20.  September 2018 den Regierungschef des Fürsten-
tums Liechtenstein, Adrian Hasler, im Landtag begrüßt. 
Hasler trug sich in das Gästebuch des Landtags ein und 
tauschte sich mit Präsident Kuper über Themen wie die 
Demokratie in Europa und die internationale Zusam-
menarbeit aus. Der Präsident betonte, dass die Staaten 
in Europa gute Beziehungen zueinander pflegten und 
die Zusammenarbeit intensivieren müssten.
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Kuper war auf seiner Reise u. a. begleitet wor-
den vom Vorsitzenden der Parlamentariergrup-
pe Israel im nordrhein-westfälischen Landtag, 
Norbert Römer (SPD), dem Vizepräsidenten des 
Zentralrats der Juden in Deutschland, Abraham 
Lehrer aus Köln, sowie der Generalsekretärin 
der Union Progressiver Juden, Irith Michelsohn 
aus Bielefeld. Das Besuchsprogramm stand im 
Spannungsfeld von Geschichte und Moderne, 
Konflikten und Versöhnung. Im Mittelpunkt: 
Begegnungen mit Vertreterinnen und Vertretern 

von gesellschaftlichen 
Gruppen und Religions-
gemeinschaften, Politik 
und Nichtregierungsor-
ganisationen, aber auch 
engagierten Jugendli-
chen aus Nordrhein-
Westfalen.

Zum Auftakt seiner 
Reise hatte der Präsident 
gemeinsam mit dem 
Ministerpräsidenten von 
Nordrhein-Westfalen, 
Armin Laschet (CDU), 
einen Kranz in der 
Holocaust-Gedenkstätte 
Yad Vashem in Jerusa-
lem niedergelegt. In das 
Gedenkbuch schrieb er: 
„Erschüttert über das 
beispiellos Geschehene 
und doch erfüllt von 
der wunderbaren Chan-

Der Präsident betonte: „Wer nach Israel reist, 
der lernt, dass wir in Deutschland und Nord-
rhein-Westfalen eine besondere Verantwor-
tung für diesen Staat und seine Bürgerinnen 
und Bürger tragen. Und man versteht, wel-
che Gefühle es auslöst, wenn in Deutschland 
wieder der Hitlergruß gezeigt wird. Deshalb 
müssen alle Demokraten Verantwortung für 
unsere demokratische Gesellschaft überneh-
men und gegen Hass und Antisemitismus zu-
sammenstehen.“

ce zur deutsch-israelischen Freundschaft. Den 
Opfern der Shoa zum Gedächtnis. Uns Heuti-
gen zur Mahnung und Verpflichtung. Unseren 
Kindern zur Freundschaft mit Israel!“

Die Geschichte des Volkes präge die Politik 
des Landes bis heute, sagte Kuper. „In vielen 
Gesprächen habe ich erfahren, wie tief verwur-
zelt das Erlebnis ist, fast vernichtet worden zu 
sein. Dieses Verständnis israelischer Politik ist 
Teil der deutsch-israelischen Freundschaft, die 
wir bewahren und jüngeren Generationen ver-
mitteln müssen.“

Hoffnung auf Aussöhnung
In der Stadt Nahariya im Norden Israels besuch-
te die Delegation das Krankenhaus „Galilee Me-
dical Center“. Hier versorgen israelische Ärzte 
Opfer des syrischen Bürgerkriegs. „Der Besuch 
des Krankenhauses an der Grenze zum Libanon 
war sehr bewegend. Die Ärztinnen und Ärzte 
behandeln hier seit 2013 schwerstverwundete 
Syrer. „Mich hat dieses Engagement sehr beein-
druckt und es macht Hoffnung auf Aussöhnung 
in der Region“, sagte Kuper. 

In Jerusalem traf die Delegation mit Jugend-
lichen des Bundesfreiwilligendienstes zusam-
men und besuchte das israelische Parlament. 
In der Knesset traf die Delegation auf den 
Vorsitzenden der Parlamentariergruppe Israel-
Deutschland, Dr. Nachman Shai. Im Westjor-
danland informierte sich die Gruppe u. a. über 
die Arbeit von „Lifegate“, einer Werkstatt für 
Behinderte. 			�  

Verantwortung und Vertrauen
Landtagspräsident zu Gast in Israel
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3. bis 6. September 2018 – Gemeinsam mit einer Delegation hat der Präsident des Landtags, André Kuper, Anfang September vier Tage lang Israel 
und die palästinensischen Gebiete besucht. Nach seiner Rückkehr nach Nordrhein-Westfalen mahnte er eindringlich zum entschlossenen Kampf 
gegen Antisemitismus und Rassismus.

Im israelischen Parlament Knesset sprachen Landtagspräsident André Kuper (l.) und 
der Vorsitzende der Parlamentariergruppe NRW-Israel, Norbert Römer (r.), mit dem 
Vorsitzenden der israelisch-deutschen Parlamentariergruppe, Dr. Nachman Shai.

Landtagspräsident André Kuper (l.) 
und Ministerpräsident Armin Laschet 
legten in der Holocaust-Gedenkstät-
te Yad Vashem einen Kranz nieder.
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Manchmal ist Düsseldorf ganz weit weg. Wenn 
beim TC Bigge-Olsberg im September das tra-
ditionelle Kartoffelbraten ansteht, interessiert 
der Arbeitsalltag von Matthias Kerkhoff die 
Tennisfreunde allenfalls am Rande. „Die meis-
ten wissen eigentlich gar nicht, was ein Parla-
mentarischer Geschäftsführer so macht“, sagt 
der 39-Jährige. Dabei agiert er im Landtag in 
vorderster Reihe, wenn auch eher hinter den 
Kulissen. Ohne ihn, den „PG“ der CDU, und 
ohne seine Kollegen der anderen Fraktionen 
würde der Laden nicht laufen.

Mit 15 zur Jungen Union
Olsberg also. Matthias Kerkhoff ist erst  
15, als er sich der Jungen Union anschließt.  
Im Hochsauerlandkreis ist der Weg zum 
CDU-Nachwuchs nicht weit. Man läuft sich  
in der Kleinstadt über den Weg. Alles sehr 
übersichtlich, sagt er. Mit Freunden verbin-
det ihn das Interesse für Politik, auch an lo-
kalen Themen. Schon Jahre zuvor haben den 
Sohn eines Bankkaufmanns und einer Leh-
rerin die Ereignisse in Berlin fasziniert. Als 
1989 die Mauer fällt, sitzt er gebannt vor dem 
Fernseher. „Es war meine erste Politisierung“, 
erinnert er sich, „ich entstamme keiner Anti-
Bewegung.“

Abitur am Gymnasium der Benediktiner in 
Meschede. Zivildienst. Dann studiert er, inzwi-
schen CDU-Mitglied, Politische Wissenschaf-
ten in Münster. Seine Magisterarbeit schreibt 
er über Zeitarbeit – ein Fingerzeig für seinen 

Porträt: Matthias Kerkhoff (CDU)
F O R U M

späteren Themenschwerpunkt als Abgeordne-
ter. Doch so weit ist es noch nicht. Immerhin 
kommt er 2005 erstmals in den Landtag, als 
wissenschaftlicher Mitarbeiter. Es gibt viel zu 
organisieren und wenn ein Abgeordneter aus-
fällt, führt er auch mal Besuchergruppen durch 
das Parlament.

Es bleibt zunächst ein Intermezzo. Ab 
Ende 2006 arbeitet Matthias Kerkhoff als Re-
ferent für mehrere Arbeitgeberverbände, zu-
letzt bei Unternehmer NRW/Metall NRW. Es 
ist eine landtagsferne Zeit, die 2012 plötzlich 
endet. In Düsseldorf scheitert über Nacht die 
rot-grüne Minderheitsregierung, die Parteien 
müssen mobilisieren, suchen Kandidaten. Im 
Wahlkreis Hochsauerlandkreis II tritt Hubert 
Kleff für die CDU nicht mehr an. „Ich war in-
teressiert“, sagt Kerkhoff. Er wird nominiert, 
gewählt.

Die vorgezogene Neuwahl im Mai lenkt 
seine Karriere in eine andere Richtung. Poli-
tik ist jetzt sein Beruf. Konsequent? „Was im 
Rückblick alles so logisch erscheint, war für 
mich überhaupt nicht planbar“, erzählt er in 
seinem Büro. Es gehört zu den schönsten im 
Landtag. Von dem wuchtigen Balkon, der über 
dem Rhein zu thronen scheint, fällt der Blick 
auf den Medienhafen und das Stadttor. Hier ist 
sein Arbeitsplatz, seit Bodo Löttgen ihn 2017 
als Fraktionsgeschäftsführer vorgeschlagen und 
die Fraktion ihn gewählt hat.

„Innendienst“
„Ich definiere meine Aufgabe als Innendienst“, 
betont Kerkhoff, der „das Denken in Organi-
sationseinheiten und strukturierten Arbeits-
prozessen“ als seine Stärke bezeichnet. Und er 
weiß, wenn ein „PG“ zu sehr in den öffentlichen 
Fokus gerate, „dann läuft was unrund“. Das Ma-
nagement einer 72-köpfigen Regierungsfrak-
tion, in der zwei von drei Abgeordneten neu 
im Landtag sind, erfordert Zeit und Umsicht, 
zumal die Koalition nur auf eine hauchdünne 
Mehrheit bauen kann.

Die „Parlamentarischen“ aller Fraktionen 
sind aufeinander angewiesen, man muss zu-
verlässig sein. „Kurzfristige Geländegewinne“, 
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Nachgefragt
Was ist Ihr Lieblingsbuch und warum?
Ein Lieblingsbuch gibt es nicht. Ich habe aber 
immer ein Buch im Gebrauch, zuletzt von 
Sebastian Fitzek „Flugangst 7a“. Krimis oder 
Thriller sind meine bevorzugten Bücher. 

Welche Musik hören Sie gerne?
Zum Entspannen: „Relax“ von Blank & Jones
Zum Feiern: ein guter Mix und gerne live
Zum Autofahren: aktuelle Songs aus dem 
Radio

Was haben Sie immer in Ihrem Kühlschrank vorrätig?
Eis ist immer vorhanden.

Ihr liebstes Reiseziel?
Das Meer oder zumindest ein See gehört 
im Urlaub dazu. Das lässt viel Spielraum für 
Reiseziele nah und fern.

so Kerkhoff, seien nichts wert, wenn sie das 
Vertrauen nachhaltig beschädigen. Das Ver-
hältnis nennt er „sehr kollegial“. Man duzt 
sich, nur nicht mit der AfD. Leider habe sich 
mit dem Einzug der Rechtspopulisten das Kli-
ma im Landtag sehr verschärft. „Da werden 
unsägliche Dinge gesagt, immer wieder Gren-
zen überschritten“, kritisiert er. Umso mehr 
müsse man die AfD inhaltlich stellen, um sie 
zu entlarven.

Manchmal, wenn Matthias Kerkhoff einen 
Ausgleich zu seiner Arbeit braucht, schnürt er 
seine Joggingschuhe, die er stets griffbereit hat. 
Dann läuft er los. Am Rheinufer, in Düsseldorf. 
Oder zu Hause in Olsberg, an der Ruhr.

 � Theo Schumacher

Zur Person
Matthias Kerkhoff gehört seit 1998 der CDU an. 2015 
wurde er zum Vorsitzenden der CDU im Hochsauerland-
kreis gewählt. Er ist auch Mitglied im Landesvorstand der 
Partei.

Das Porträt zählt zu den beliebtesten Rubriken in Landtag Intern. Im Wechsel werden Abge-
ordnete aller Fraktionen vorgestellt – wie sie in die Politik gefunden haben, welche Aufgaben 
sie in der Fraktion übernehmen. Von dieser Ausgabe an werden die Beiträge noch persönlicher. 
Die Redaktion fragt nach Lieblingsbüchern und Lieblingsmusik, nach bevorzugten Reisezielen. 
Und für Landtag Intern gewähren die Befragten sogar Einblick in den heimischen Kühlschrank. 
Diesmal im Porträt: Matthias Kerkhoff. Der 39-Jährige ist Parlamentarischer Geschäftsführer der 
CDU-Fraktion. 

http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation_R2010/020-Abgeordnete-und-Fraktionen/Inhalt.jsp
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation_R2010/020-Abgeordnete-und-Fraktionen/Inhalt.jsp
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation_R2010/020-Abgeordnete-und-Fraktionen/Inhalt.jsp
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Kurz notiert
Parlamentsnächte 
Vor 30 Jahren ist der Landtag Nordrhein-West-
falen in das neue Gebäude am Düsseldorfer 
Rheinufer eingezogen. Dieses Jubiläum feiert 
das Landesparlament mit den Bürgerinnen 
und Bürgern. Gemeinsam mit allen Abgeord-
neten lädt der Präsident des Landtags, André 
Kuper, zu zwei Parlamentsnächten am Freitag 
und Samstag, 28. und 29. September 2018, ein. 
Jeweils von 17 bis 23 Uhr bietet das Landespar-
lament ein kostenloses Programm aus Musik 
und Unterhaltung, Informationen und Diskus-
sionen.

Broschüre zur Wahl 2017
Zur Landtagswahl 2017, den wichtigen lan-
despolitischen Debatten und Themen der vor-
angegangenen 16. Wahlperiode und zum Start 
in die aktuelle 17. Wahlperiode liegt eine neue 
Broschüre vor. Sie kann bestellt werden bei 
der Öffentlichkeitsarbeit des Landtags unter  
(0211) 884 2851 oder per E-Mail: publikationen 
@landtag.nrw.de.

Die Briten im Rheinland
Nach mehr als 70 Jahren ziehen die britischen 
Truppen aus Nordrhein-Westfalen ab. Anläss-
lich dieses historischen Ereignisses soll im Mai 
kommenden Jahres eine Ausstellung im Land-
tag gezeigt werden, die das deutsch-britische 
Zusammenleben in seiner Vielfalt zeigt. Die 
Kuratorin Dr. Bettina Blum sucht noch Fotos, 
Dokumente oder Erinnerungsstücke aus dem 
Rheinland. Sie interessiert sich nicht nur für 
große Ereignisse, sondern auch für den ganz 
normalen Alltag. Manche der Ausstellungstei-
le werden möglicherweise im künftigen „Haus 
der Landesgeschichte“ gezeigt. Wer helfen kann 
und möchte, kann sich an die Kuratorin wen-
den: bettina-blum@web.de.

Neue Ausgabe
Die nächste Ausgabe der Parlamentszeitschrift 
Landtag Intern erscheint nach den nächsten 
Plenarsitzungen am 16. Oktober 2018.

Gestorben
	 15.8.	� Joachim Westermann (SPD/70)  

MdL 1980-1990
	 24.8.	� Reinhold Trinius (SPD/84)  

MdL 1970-2000
	 15.9. 	�Peter Giesen (CDU/97) 

MdL 1958-1980

Der Landtag in Kinderhand
 
Am 16. September 2018 war der Landtag wieder ganz in der Hand der kleinen Bürgerinnen und Bürger: Zum „Welt-
kindertag“ gab es ein abwechslungsreiches Programm aus Spiel, Spaß und kindgerecht vermittelter Information 
über die Funktion des Landesparlaments und die Arbeit der Abgeordneten. Schirmherren der Veranstaltungen zum 
„Weltkindertag“ in der Landeshauptstadt waren der Präsident des Landtags, André Kuper, und Oberbürgermeister 
Thomas Geisel. Der Präsident sagte: „Gerade am Weltkindertag sollten wir auf die Stimmen der Kinder hören, denn 
sie sind ein wichtiger Teil unserer Gesellschaft.“� Foto: Schälte

Der Präsident des Landtags,  
André Kuper, und Vizepräsidentin  
Carina Gödecke konnten viele kleine 
Gäste im Parlament begrüßen.

mailto:publikationen@landtag.nrw.de
mailto:publikationen@landtag.nrw.de
mailto:bettina-blum@web.de
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation_R2010/020-Abgeordnete-und-Fraktionen/Inhalt.jsp
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation_R2010/020-Abgeordnete-und-Fraktionen/Inhalt.jsp
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation_R2010/020-Abgeordnete-und-Fraktionen/Inhalt.jsp
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/Navigation_R2010/020-Abgeordnete-und-Fraktionen/Inhalt.jsp
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